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Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


in der BRD 


Grußadresse an die Karawane für die 
Rechte der Flüchtlinge und MigrantInnen 


An die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der 
Karawane möchten auch wir heute unsere so- 
lidarischen Grüße senden. 


„Wir sind nicht alle. Es fehlen die Gefange- 
nen!“, so haben wir in vielen Jahren unsere 
Kundgebungen begonnen. 


„Wir“, das sind die Angehörigen der 
politischen Gefangenen aus der RAF 
Viele von euch kennen uns und wis- 
sen, daß auch nach 15, 20 und 22 Jah- 
ren immer noch Menschen von uns, 
Angehörige von uns in den Gefäng- 
nissen sitzen. Ihr Kampf, für den sie 
gefangen sind, war und ist Teil des 
weltweiten Kampfes gegen den Hun- 
ser, die Ausbeutung und Unter- 
drückung und für die Menschenwär- 
de. 

Sie sind auch deswegen so viele Jah- 
re gefangen und zum Teil sechs, sie- 
ben und acht Jahre lang in menschen- 
rechtswidriger Isolationshaft gewesen, 
weil an ihnen ein Exempel statuiert 
werden soll: Wer es wagt, gegen dieses 
System zu kämpfen, wird weggesperrt 


und soll im Knast vergessen werden. 


Wir verstanden unsere Arbeit für unsere An- 
gehörigen gleichzeitig als Arbeit für alle Ge- 
fangenen und für ein menschlicheres Mit- 
einander überall. Deshalb werden wir Eure 
Karawane mit unseren guten Wünschen be- 
gleiten. Das kapitalistische Machtsystem 


soll uns nicht überrennen. 


Wir wünschen Eurem Anliegen, das auch 
unseres ist, viel Erfolg. 

Wir unterstützen Euren Kampf zum Bei- 
spiel gegen die Abschiebeknäste der BRD, 
weil wir wissen, was Knast heißt, und daß er 
immer dazu dienen soll, Menschen zu bre- 
chen, ihre Würde zu zerstören. 


Und hier nochmal ganz laut: 

Wir verlangen, daß unsere Gefan- 
genen endlich nach so vielen Jahren 
aus der Haft treikommen. Denn wir 
brauchen sie hier draußen bei uns. 
Wir brauchen ihre Erfahrungen und 
ihre Stärke auch für die so wichtigen 
politischen Diskussionen und für 
den Kampf um die gründliche Ver- 
änderung der Welt. 

Offene Grenzen für alle! 

Freiheit für alle politischen Gefange- 
nen! 

Die Angehörigen der politischen Ge- 
fangenen aus der RAI; August 1998 


Bilder: Die Karawane in Hamburg 


Rolf Heißler, Gefangener aus der RAF 


„Wir haben die Wahrheit 


nicht zu scheuen“ 


karl-heinz dellwo, 1975 beteiligt an der be- 
setzung der brd-botschaft in stockholm zur 
befreiung der politischen gefangenen in der 
brd, danach gut 20 jahre im knast, isolati- 
onsgefoltert, abgeschottet, viele jahre in 
kleingruppe vertraktet, eine zeitspanne, die 
er außer dem eigenen, arg beschränkten 
(knast-)erleben nur aus den medien, vom 
hörensagen, aus den erzählungen anderer 
kennt und kennen kann, hat über drei jah- 


re nach seiner entlassung einen ‚verbünde- . 


ten’ gefunden und ruft zusammen mit der 
taz zum ‚schluß mit linken legenden’ auf. 
daß die interpretation der geschichte durch 
ex-linke oder auch einstige politische ge- 
fangene immer davon bestimmt ist, daß sie 
den heutigen veränderten positionen nicht 
widerspricht, sondern sie rechtfertigt, ist be- 
kannt seitjahrzehnten. subjektivistische ge- 
schichtsbetrachtung, die die fakten igno- 
riert und die bestehende realität nicht mehr 
wahrnehmen will. 

dellwo reiht sich nahtlos ein. er redet nicht 
von sich und seinen zweifeln über was auch 
immer, sondern von wir und allgemeinen 
zweifeln, ohne natürlich zu konkretisieren, 
wer diese: angeblichen zweifel mit ihm teilt/e, 
wo doch stammheim 77 nach seinen anga- 
ben tabuisiert, also nicht darüber geredet 
wurde. sein entpolitisiertes guerilla-miß-ver- 
ständnis als reaktive racheorganisation („daß 
die andere seite kräftig mitbezahlt“, „das 
kriegen sie zurückbezahlt“) hat er über die 
jahre sorgfältigst verschwiegen. kein wunder, 
dab er heute völlig sinnlos über die frage 
schwadroniert, ob das konzept stadtguerilla 
nicht von anfang an oder erst ab 75 oder auf 
jeden fall nach 77 zum scheitern verurteilt 
war, ohne auch nur einen hauch der damali- 
gen globalen aufbruchstimmung vermitteln 
zu können, eine welt ohne ausbeutung und 
unterdrückung schien greifbar nah. wir in der 
brd und westberlin waren beileibe nicht al- 
lein auf der welt. 

er sagt nicht, wie es ihm in den vielen 

knastjahren ergangen ist, und darf schon gar 
nicht an sich heranlassen, daß seine zweifel 
und heutigen positionen in engem zusam- 
menhang damit stehen. 

so wie er zu den auswirkungen der son- 
derbehandlung bei sich und in celle 
schweigt, schweigt er auch zu den auswir- 
kungen der vernichtungsstrategie auf uns 
insgesamt, zu den schreibverboten, zu den 
besuchsverboten, zu der total einge- 
schränkten information und kommunikati- 
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on nach innen wie auben. er sagt nichts zur 
kriminalisierung und verfolgung unserer an- 
wälte, welcher anstrengung und qual auch 
nur die aufrechterhaltung minimalster 
kommunikation bedurfte. 

das ist ihm auch nicht zum vorwurf zu 
machen, konkretisierung könnte zur krimi- 
nalisierung führen. einem „wir“ am falschen 
platz verdankt eva ihr lebenslänglich. aber 
verlogen und verwerflich ist, wenn ein dell- 
wo heute so tut, als hätten wir unbegrenzt 
über alles plauschen können, als ob wir uns 
nicht auf das notwendigste, d.h. auf die auf- 
rechterhaltung und herstellung der hand- 
lungsfähigkeit des gefangenenkollektivs be- 
schränken müssen, als ob informationen 
nicht funktionsbestimmt weitergegeben 
werden. was ich nicht weiß, weil ich es nicht 
wissen muß, kann weder durch rote folter 
auf die schnelle noch durch weiße folter 
langfristig aus einem herausgepreßt werden. 
statt die staatliche vernichtungsstrategie 
anzugreifen und darin den grund für sein 
verlorengegangenes vertrauen in seine ge- 
noss-inn-en zu schen, spricht er den staat 
von jeglicher verantwortung frei, sucht die 
schuld bei einzelnen von uns und redet vom 
„hang zur autoritären strukturierung‘“. 
wenn es nicht so traurig wäre, könnte man 
darüber lachen. 

trotz der sonderbehandlung haben sich 
die gefangenen als kämpfendes kollektiv bis 
zum hs 89 behauptet und waren bis dahin 
auch politischer faktor, ein beispiel für vie- 
le national und international, daß kämpfen 
unter allen bedingungen möglich ist. erst als 
wir unsere forderung nach zusammenle- 
gung für die diskussion unter uns wie mit 
allen gesellschaftlich relevanten und inter- 
essierten gruppen mit der perspektive un- 
serer freiheit nicht durchsetzen konnten, 
breitete sich unter uns ratlosigkeit aus und 
nahmen die widersprüche zu, mitbedingt 
durch die ungleichzeitigkeit unseres ein- 
fahrens, den deswegen unterschiedlichen 
wissens- und erfahrensstand und die wegen 
der sonderbehandlung abnehmende kon- 
zentrations- und kommunikationsfähig- 
keit, zusätzlich verschärft durch die „kinkel- 
initiative“, in der nicht das mittel der spal- 
tung des gefangenenkollektivs gesehen wur- 
de, sondern auf die wir uns letztlich ein- 
ließen. indem wir die „einzelfallüberprü- 
fungen“ akzeptierten, verabschiedeten wir 
uns als kämpfendes kollektiv und konnte der 
staat ungestört das aufjede/n einzelne/n zu- 


geschnittene vernichtungsprogramm wei- 
ter/entwickeln. und wir sind blind in diese 
falle getappt. 

das papier der raf vom april 92 haben wir 
noch gemeinsam begrüßt: „. . wir wollen - 
seit 89 ja schon - eine zäsur im ‚gesamten po- 
litischen zusammenhang. ein solcher schritt 
kann von allen beteiligten nicht nur im be- 
reich der gefangenen angepackt werden. wir 
sehen auch heute noch um vieles deutlicher, 
als es schon mitte der 80er zu erkennen war 
und im hungerstreik 89 von uns das erste 
mal politisch angepackt und in eine praxis 
umgesetzt wurde, daß die globalen und 
innergesellschaftlichen umbrüche so tiefge- 
hend sind, daß sie für alle eine einfache fort- 
setzung der politik und praxis der 70er und 
80erjahre unmöglich machen. wer weiter an 
der notwendigkeit revolutionärer umwäl- 
zung der bestehenden weltweiten und 
innergesellschaftlichen ungerechten und 
zerstörerischen verhältnisse festhält, muß 
diese umbrüche begreifen und zu einer neu- 
bestimmung von inhalten und formen der 
eigenen politik kommen, auch im verhält- 
nis zu den jeweils anderen linken erfahrun- 
gen und lebensweisen. neuorientierung in 
der gesellschaft und den internationalen zu- 
sammenhängen und beziehungen, ein offe- 
ner lernprozeß. ...“ 

obwohl darin schon gruselige dinge stan- 
den wie: „... wenn sie uns, also alle, die für 
eine menschliche gesellschaft kämpfen, 
nicht leben lassen, dann müssen sie wissen, 
daß ihreliten auch nicht leben können. auch 
wenn es nicht unser interesse ist: krieg kann 
nur mit krieg beantwortet werden.“ 

mit anderen worten, nicht die illegalen 
wollten zu einer neubestimmung von in- 
halten und formen der eigenen politik kom- 
men - sie hatten von der von einigen von 
uns seit jahren eingeforderten zäsur inhalt- 
lich null begriffen -, sondern sie überließen 
dem staat die entscheidung über sich und 
ihre weitere praxis. mit dieser inhaltsleeren 
drohung hatten sie abgedankt, ganz unab- 
hängig von steinmetz, und mußten vom 
staat nicht mehr ernst genommen werden. 

aber genau auf dieser linie wollten dellwo 
und die celler gegen unseren willen, den sie 
kannten, und desw cgen hinter unserem 
rücken weitermachen. was er heute baga- 
tellisierend als „wir wollten druck auf die re- 
gierung ausüben“ beschreibt, hieß in über- 
setzung, die reuters und bubis sollten der re- 
gierung und ihrem umfeld sagen, wenn 


nicht dafür gesorgt wird, daß die gefange- 
nen rausgelassen werden, wird es mit an- 
schlägen weitergehen, und das kann doch 
nicht in deren interesse liegen. das konzept 
stadtguerilla als warenangebot an den staat 
-und das auch noch in unserem namen. weil 
wir keine andere möglichkeit hatten, das zu 
stoppen - sie redeten nicht mehr mit uns, 
sondern wir wurden mit fakts konfrontiert - 
, waren wir gezwungen, diesen dealversuch 
an die öffentlichkeit zu bringen. wir brau- 
chen keine „sündenböcke“, sondern ihr weg 
war politisch falsch und öffnete dem staat 
die möglichkeit, die „einzelfallüberprüfun- 
gen“ ungestört fortzusetzen. 

die existenz der guerilla wurde von der 
staatlichen reaktion abhängig und wir da- 
mit zu objekten gemacht. was der staat trotz 
sonderbehandlung nicht erreicht hatte, ver- 
suchten jetzt die eigenen genossen. sie 
brachten nicht mehr die geduld und an- 
strengung zur herstellung eines konsenses 
auf. 

dellwo beruft sich auf kronzeugen. was 
von aussagen von kronzeugen zu halten ist, 
ist bekannt, sie müssen als preis für ihre 
frühere freilassung die „wahrheit“ an den 
staat verkaufen, die er aus welchen gründen 
auch immer braucht. 
gabi sagte in einem interview mit dem 
spiegel in der nr. 21/92 auf die spiegel-aus- 
führung: „selbst ehemalige raf-genossen be- 
zweifeln ihre darstellung. monika helbing 
zum beispiel hat die mordversion als lüge 
bezeichnet. es habe sich in wirklichkeit um 
eine geplante propagandaaktion, das soge- 
nannte unternehmen ‚suicide action’, ge- 
handelt, mit dem ziel, die tode in stamm- 
heim als ‚reaktion eines faschistischen staa- 
tes’ darzustellen. ähnlich haben sich auch 
susanne albrecht und ralf friedrich 


nie‘ 
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geäußert.“ 

gabi: „und warum machen die das? das 
sind doch alles leute, die lange in der ddr 
untergetaucht waren, dann festgenommen 
wurden und jetzt von dem kronzeugending 
profitieren wollen. und weil sie nichts an- 
deres zu bieten haben, was sie hätten aus- 
sagen können, erzählen sie jetzt solche ge- 
schichten. ... die ganzen jahre, in denen sie 
in der ddr gelebt haben, waren sie keine ver- 
räter. jetzt sind sie welche. sie haben sich er- 
geben und einkaufen lassen. das war über- 
haupt nicht notwendig. die könnten zum 
teil längst Frei sein, wenn sie sich nicht ge- 
genseitig belastet hätten. und dann haben 
sie andere von uns belastet, die jetzt neue 
prozesse kriegen sollen.“ 

dellwo weıß das, aber es interessiert ihn 
nicht. wie der staat versucht er, die kron- 
zeugen für zwei zwecke zu funktionalisie- 
ren. ihn schert nicht, die raf hat sich ja auf- 
gelöst, daß er damit dem staat noch 
nachträglich die legitimation für seine kron- 
zeugenprozesse und damit für unsere wei- 
tere verknastung liefert. 

dellwo könnte die situation kennen, wie 
man fühlt, wenn nicht nur das gewollte ziel, 
die befreiung von genoss-inn-en, nicht er- 
reicht wird, sondern das gegenteil, genoss- 
inn-en auch noch tot sind. deswegen verliert 
er auch kein wort über uwe wessel und sieg- 
fried hausner und die rolle des staates in die- 
sem zusammenhang. von trauer und dem 
gefühl der ohnmacht bestimmt kann man 
sich in solchen situationen leicht zum ob- 
jekt der verhältnisse machen. ich habe mal 
in einem anderen zusammenhang geschrie- 
ben, vermutlich sind die stunden, in denen 
man zu tode gefoltert wird, die freiesten 
stunden im leben eines menschen, keine 
aufgabe, sondern kampf bis zum ende. so 


und gabi subjekte geblieben 
und nicht zu beklagenden be- 
dauernswerten opfern des staa- 
A tes geworden. 
doch das will dellwo 98 nicht 
J] mehr wissen, statt dessen ver- 
| sucht er sich an der verallge- 
meinerung seiner zweifel, klagt 
belegbar falsch über tabuisie- 
rung und verliert darüber den 
eigentlichen adressaten aus den 
augen. 

er ereifert sich nicht über die 
| fragwürdigen staatlichen er- 
mittlungsmethoden und -er- 
1 gebnisse (ich spare mir die auf- 

| listung).erverlangtnicht.die of- 

fenlegung der protokolle des 
sroßen und kleinen krisensta- 
bes 77, obwohl in den medien 
unwidersprochen mehrfach zu 
lesen war, daß dort diverse op- 
tionen zur ermordung der ge- 
fangenen durchgespielt wur- 
den. er verliert kein wort darü- 
ber, daß in den unter staatlicher 
kontrolle und zensur genom- 
menen medien offen über die 
todesstrafe gegen die politischen getange- 
nen debattiert werden durfte, ein golo mann 
in einem kommentar in der tagesschau am 
vorabend des 19.10.77 ihre liquidation for- 
dern konnte. es bleibt dem ehemaligen bun- 
desinnenminister gerhart baum überlassen, 
öffentlich aufklärung über stammheint zu 
verlangen, z.b. daß die illegalen abhörpro- 
tokolle aus stammheim endlich veröffent- 
licht werden. ein wischnewski kann er- 
zählen, somalische verantwortliche hätten 
ihm die ermordung des palästinensischen 
kommandos in mogadischu nahegelegt, ob- 
wohl souhaila andrawes mehrfach betont 
hat, daß somalische soldaten ihre ermor- 
dung durch die gsg 9 verhinderten und ihr 
das leben retteten. er verlangt nicht mal die 
offenlegung des von der bundesregierung 
oder irgendwelchen geheimzirkeln be- 
schlossenen schießbefehls gegen die raf 
nach 77 und natürlich auch keine auf- 
klärung der todesumstände von petra 
schelm bis wolfgang grams. (petra wurde 
1971 in hamburg bei einer straßenkontrolle 
von der polizei erschossen - red.) 

dellwos gerede kommt gerade passend für 
die legitimierung der damaligen bundesre- 
sierung, d.h. vor allem für die sozialdemo- 
kratie. schon im letzten jahr brachte brelo- 
er sein filmisches versöhnungsrührstück der 
alt-68er-innen mit der sozialdemokratie auf 
den markt - freispruch für die verantwortli- 
chen - zur rechtfertigung einer ‚rot’-grünen 
bundesregierung im herbst, die von fischer 
& konsorten als alternative zu verkaufen ver- 
sucht wird, obwohl sie in wahrheit keine al- 
ternative darstellt. an den massenhaften ge- 
setzesverschärfungen zur verfolgung und 
kontrolle der bevölkerung, gleich ob großer 
lauschangriff oder ausbau des bgs zur bun- 
despolizei, war selbst in der opposition im- 
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mer die spd als treibende kraft dabei. die 
spd, die partei, die die ermordung benno oh- 
nesorgs verantwortete und das klima für den 
mordanschlag auf rudi dutschke schuf. die 
spd, die partei dernotstandsgesetze. die spd, 
die partei der berufsverbote - „berufsverbot“ 
wurde zum begriff im internationalen 
sprachschatz. die spd, die partei, die alle an- 
ti-“terror“-gesetze von der ausschaltung der 
verteidigung bis hin zur isolationsfolter und 
kill-fahndung bis zum heutigen tag verant- 
wortet, die 77 jenseits der verfassung einen 
krisenstab aus wehrmachts-ober-leutnants 
mit herold an der spitze die gewalt im staat 
übernehmen ließ. die spd, die partei, die 
stammheim weltweit zum inbegriff der ver- 
folgung und vernichtung des politischen 
gegners macht und sich im globalen lob von 
pinochet bis botha sonnte. 

1956 während der tagung der sozialisti- 
schen internationalen in lima ließ der pe- 
ruanische präsident und parteifreund hun- 
derte von politischen gefangenen umbrin- 
gen. nobelpreisträger willy brandt nahm aus 
dessen hand den höchsten peruanischen or- 
den in empfang und gab die rückendeckung 
für das massaker. 

die tage wurden der spanische damalige 
sozialdemokratische innenminister barrio- 
nuevo und seine untergebenen wegen des 
aufbaus der todesschwadronen gegen ver- 
meintliche sympathisanten der eta zu knast 
verurteilt. ex-vs-chefvon hamburghorchem 
weilte zu dieser zeit für beratungen im bas- 
kenland. 

die weigerung der damaligen bundesre- 
gierung und spd, die geheimdienstschränke 
zu öffnen, hat ihren grund. 

wir haben die wahrheit nicht zu scheuen. 

deswegen sind sämtliche geheimakten 
und -archive zur veröffentlichung freizuge- 
ben, und die verantwortlichen der guerilla- 
bekämpfung in den letzten jahrzehnten 
draußen und drinnen, national und inter- 
national sollten endlich zu ihrer verantwor- 
tung stehen und ihre menschenrechtsver- 
stöße und verbrechen eingestehen. 


Interview mit Andreas Groß, Rechtsanwalt der Eltern Grams 


Aufklärung der 
Todesumstände von 
Wolfgang Grams | 


Das folgende Interview wurde von Radio Z, 
Nürnberg, geführt und gesendet. 


Der Tod des RAF-Aktivisten Wolfgang 
Grams wird derzeit vor dem Landgericht 
Bonn zivilrechtlich aufgearbeitet. Mit einer 
Verhandlung in Schwerin und einem Orts- 
termin in Bad Kleinen am 13.8. soll nun erst- 
mals Klarheit in die Vorgänge am 27. Juni 
1993 gebracht werden, als Wolfgang Grams 
tot auf den Gleisen lag, während seine Part- 
nerin Birgit Hogefeld verhaftet und später zu 
lebenslanger Haft wegen diverser RAF-An- 
schläge verurteilt wurde. 

Der zum Schein ebenfalls verhaftete V- 
Mann des Verfassungsschutzes Klaus Stein- 
metz, auf dessen Konto die Aktion ging, ist 
mit einer neuen Identität ausgestattet und 
untergetaucht. Was den Tod von Wolfgang 
Grams anbetrifft, ist unstrittig, daß er aus 
nächster Nähe mit seiner eigenen Pistole er- 
schossen wurde. Unklar ist allerdings, von 
wem. Die offizielle Version lautet auf Selhst- 
mord, um sich dem staatlichen Zugriff zu ent- 
ziehen. Doch Freundinnen und Unterstütze- 
rInnen sind ebenso wie Birgit Hogefeld und 
die Eltern von Wolfgang Grams, daß es sich 
hier um einen staatlichen Mord handelt. Des- 
halb klagen die Eltern Grams nun, nachdem 
sie auf strafrechtlichem Wege mit einer Mor- 


danklage nicht durchkamen, auf zivilrechtli- 
cher Ebene gegen den Staat BRD auf Scha- 
denersatz für die entstandenen Bestattungs- 
kosten für Wolfgang Grams. Insgesamt 8 
Zeugen und Zeuginnen vor im Landgericht 
Schwerin und vor Ort in Bad Kleinen ver- 
nommen, darunter waren Polizeibeamte, ein 
Journalist, eine Kioskverkäuferin. Besonders 
wichtig ist dabei für An dreas Groß, den An- 
walt der Eltern Grams, ein BKA-Mann, der 
in Bad Kleinen für die Überwachung der Ak- 
tion zuständig war. Claudia Schüller sprach 
mit dem Wiesbadener Anwalt. 


Du vertrittst die Eltern von Wolfgang Grams. 
Kannst Du uns über das gerade laufende Ver- 
fahren Auskunft geben? Wie sah der Ortster- 
min aus, und wie haben sich die unter- 
schiedlichen Zeugen geäußert? ... 

Wir kennen ja seit etlichen Jahren die ge- 
samten Akten, und es hat sich für uns vor 
dem Landgericht Schwerin und auch bei 
dem Ortstermin in Bad Kleinen nichts we- 
sentlich Neues ergeben. Unser Standpunkt 
war ja die ganzen Jahre schon der, daß auf- 
grund der Zeugenaussagen und der Akten- 
lage es zwingend war, Anklage zu erheben 
gegen die GSG9-Beamten. Wir haben uns 
die ganzen Jahre dagegen gewehrt, daß, ob- 
wohl alles so deutlich nach Anklage schreit, 
die Staatsanwaltschaft dennoch zu dem Er- 
gebnis gekommen ist, Wolfgang Grams ha- 
be sich angeblich selbst erschossen. Unsere 
kunschätzung hat sich vor dem Landgericht 
Schwerin bestätigt, wir haben jetzt nicht 
nur Aktenmaterial vor uns gehabt, sondern 
lebende Menschen, die uns berichtet ha- 
ben, was sie gesehen haben. Das war Inter- 
essante vor dem Landgericht Schwerin und 
auch bei dem Ortstermin, daß wir dort nicht 
nur die Akten nachvollzogen haben, son- 
dern dab dort Zeugen ausgesagt haben, 
Zeugen, die etwas gesehen haben, auch 
Zeugen, die nichts gehört haben. Dennoch 
sind die objektiven Ergebnisse so, daß die 
Zeugen, die gesehen haben, wie das Loch 
in den Kopf von Wolfgang Grams gekom- 
men ist, letztendlich die Antwort auf die 
Frage haben, wie Wolfgang Grams zu ode 
gekommen ist. 


Wie erklärst Du es Dir denn, daß einige wei- 
tere Zeuginnen und Zeugen der Meinung 


sind, keine weiteren Schüsse gehört zu haben? 

Das kann ich mir ganz einfach erklären. 
Man muß sich vorstellen, das Ganze ist in 
einem Zeitraum von zehn bis fünfzehn Se- 
kunden passiert. Vom ersten Schuß und den 
Schreien noch in der Unterführung, das 
Hochrennen, das Verfolgt-Werden, das Auf- 
einander-Schießen ... und dann bricht das 
ab. Wir wissen, daß der aufgesetzte Kopf- 
schuß, der bei Wolfgang Grams zum Tode 
führte, eine Schalldämpfer-Funktion hat. 
Unter Experten ist das kein Problem, ist das 
unbestritten, das ein Schuß aus einer Waf- 
fe, die aufeinen Kopf aufgesetzt ist, viel, viel 
leiser klingt, gedämpft durch das Volumen 
und den Inhalt des Kopfes. Das muß man 
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den gewaltsamen Tod von Wolfgang Grams 


sich wirklich wie einen Schalldämpfer vor- 
stellen. Und wenn man vorher lautes Knal- 
len gehört hat in kurzer Abfolge, und wenn 
wenig später ein ganz leiser, etwas dumpfer 
Knallkommt, ist das sehr gut vorstellbar, daß 
da nichts mehr wahrgenommen wird, in der 
Hektik, der Aufregung, die dort geherrscht 
hat. Insbesondere trifft das auch auf diesen 
ansonsten aus unserer Sicht sehr objektiven, 
interessanten Zeugen, den BKA-Beamten 
Stock zu, der das ganze Geschehen von dem 
Stellwerk aus - etwa 200 Meter entfernt - be- 
obachtet hat. 


Der BKA-Mann Stock ist also für euch ein 
ganz besonders wichtiger Zeuge? Was hat er 
denn genau baobachiat? 

Seine Beobachtungen gehen auch nur da- 
hin, daß er sagt, es ging ruckzuck, es ging 
wenige Sekunden, Wolfgang Grams wurde 
auf dem Fuß verfolgt von zwei GSG-9-Be- 
amten, aber ich habe keinen Schuß mehr 


gehört. Für uns ist das eine ganz, ganz wich- 
tige Aussage. Ich kann verstehen, wenn man 
aus 200 Metern Entfernung diesen schall- 
sedämpften Schuß nicht mehr akustisch 
wahrnehmen kann, insbesondere dann, 
wenn man wie Herr Stock in der Gegend 
rumguckt, weil man denkt, die Frau Hoge- 
feld sei abgängig. Aber was ganz wichtig ist 
an dieser Aussage, ist dies: daß Wolfgang 
Grams, wie gesagt, unmittelbar verfolgt 
wurde von zwei GSG-9-Beamten, und die- 
se beiden Herren, die müssen doch gesehen 
haben, wie Wolfgang Grams sich selbst in 
den Kopf geschossen hat! Aber die haben 
das eben nicht gesehen. Sie wollen uns er- 
zählen, sie wären selbst überrascht gewesen, 
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auf einmal sei da ein Loch im Kopf gewe- 
sen, und sie wissen nicht, wie es dahin 
kommt. Wenn es nicht so ernst wäre, klingt 
das fast wie ein Witz. 


Interessant findest Du also an der Sache, daß 
es sich hier um einen Polizeizeugen handelt? 

Ja, das war der einzige Zeuge, von dem wir 
wissen, der sich in Sicherheit wägen durfte, 
200 mentternt, aus dieser Entfernung konn- 
te er das Geschehen beobachten. Bei all den 
anderen Zeugen handelt es sich um sog. 
trouble-Zeugen, die müssen Angst haben, 
die stehen unmittelbar dabei. Die Angst, die 
Aufregung verzerrt manchmal etwas die 
Wahrnehmungen. Ich denke, das kennt 
man, zumal als Anwalt, der mit so etwas öf- 
ter mal vor Gericht zu tun hat. Dieser Herr 
Stock hatte andere Qualitäten. Er hatte den 
Job gehabt, am offenen Fenster des Stell- 
werks die Szenerie zu beobachten. Was er 
beobachtet hat, das läßt gar nicht mehr den 


Raum zu, daß Wolfgang Grams sich unbe- 
merkt hätte einen Kopfschuß verpassen 
können. Weil, was er beobachtet hat, das 
legt zwin send nahe, daß die beiden unmit- 
telbar nachfolgenden GSG-9-Beamten 
W. ahmehmungen darüber machen muß- 
ten, Wahrnehmungen darüber gemacht ha- 
ben, wie das Loch in den Kopf kommt. 


Die betreffenden GSG-9-Beamten haben ja 
immer stur ausgesagt, gar nichts gesehen zu 
haben. Polizeilicher Selbstschutz nach einer 
Mordaktion also? 
Ich denke, das war der taktische Fehler der 
386-9 in diesem Sinne, daß die beiden Her- 
ren, GSG-9-Beamten, die Wolfgang Grams 
auf der Spur waren, nicht ausgesagt haben 
am ersten Tag, wir haben gesehen, wie er 
sich die Pistole zum Kopf führte und dann 
schnell abgedrückt hat. Sondern die haben 
gesagt: Wir wissen nichts, wir sind nachge- 
eilt, derlagda schon im Gleis, und wir konn- 
ten nichts mehr feststellen. Als man dann 
wenige Tage später feststellte aufgrund von 
Obduktionsgutachten, daß essichumeinen 
aufgesetzten Kopfschuß handelte, da war cs 
natürlich zu spät, dakonnte man nicht mehr 
sagen, ach, wir haben ganz vergessen mit- 
zuteilen, daß Wolfgang Grams sich vorher 
noch selbst die Kugel gegeben hat. Für die- 
se Variante war es dann zu spät, und ich den- 
ke, alles, was wir dann erlebt haben, spricht 
dafür, daß dann versucht wurde, zu vertu- 
schen und zu verheimlichen, was tatsäch- 
lich dort gelaufen ist. Das als Begründung 
dafür, daß wir die Aussage des BKA-Beam- 
ten Stock für sehr, sehr wichtig halten, auch 
zur Stützung der Auffassung, die wir hier 
vertreten, daß es nachgewiesen ist, daß 
Wolfgang Grams erschossen wurde durch 
diese Beamten. 


Wie kam es denn zu diesem Fehler der GSG 
9, waren da die Aussagen der Beamten nicht 
richtig koordiniert oder abgesprochen? 

Das ist alles sehr spekulativ, und ich kann 
es auch nicht hundertprozentig beantwor- 
ten. Es gibt cine Unmenge von Theorien, 
die sich um dieses Thema, um diese Frage 
ranken, ich neige dazu, daß das nicht unbe- 
dingt ein von vornherein geplanter Mord an 
Wolfgang Grams war, sondern daß das mög- 
licherweise - wovon ich ausgehe, - daß die- 
se GSG-9-Beamten im Affekt gehandelt ha- 
ben, vielleicht wütend und enttäuscht, auch 
aufgrund des Iretfers, den der Kollege Ne- 
wzrella erlitten hat. Daß es nicht sehr über- 
legt zugegangen ist, zeigt die Ausführung, 
die ich eben gemacht habe. Dann hätten sie 
sich mit etwas mehr Geschick anders ver- 
halten, und wir hätten uns die ganzen Pro- 
zesse sparen können, weil dagegen hätten 
wir nicht angekonnt, wenn zwei Polizeizeu- 
sen unmittelbar berichtet hätten, Wolf- 
sang Grams hat sich selbst gerichtet. Daß 
sie das nicht berichtet haben, hat Gründe 
sehabt, das ist jedenfalls meine Auffassung 
und Überzeugung, und die Gründe liegen 
darin, daß sie sehr wohl wissen, wie das Loch 


in den Kopf kam, und daß} das nicht für sie *** 
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spricht. 


Für dich ist also ganz klar, daß es sich um 
Mord handelt, daß es da keine Diskussion 
mehr gibt? 

Ich habe keinen Zweifel daran, daß Wolf- 
gang Grams durch einen dieser GSG-9-Be- 
amten erschossen wurde. Ob es im juristi- 
schen Sinne Mord oder Totschlag ist - bei 
Atfekt-Handlungen sprechen die Juristen 
von 'lotschlag, dann hat man die Chance, 
auch unter lebenslänglich davonkommen 
zu können. Also da will ich nicht weiter Aus- 
führungen zu machen. Mag sein, daß es nur 
ein Totschlag war und kein Mord. Das Er- 
gebnis ist das gleiche. 


Hier steht also nun ein schwieriger Entschei- 
dungsprozeß an. Was glaubst Du, wie das 
ganze Verfahren ausgeht. 

Das ist eine schr schwierige Frage. Man 
muß beachten, wir sind hier nicht in einem 
Strafprozeß, wo es um Schuld oder Un- 
schuld von GSG-9-Beamten geht. Das ist 
ein Zivilprozeß, der erst einmal zu klären 
hat, kriegen die Eltern Grams das da geltend 
gemachte Geld. Wir haben Klage erhoben, 
und in einem Zivilprozeß ist es anders als in 
einem Strafprozeß, da haben die Kläger die 
Beweislast. Die Eltern Grams, vertreten 
durch mich und zweianderen Kollegen (Na- 
men unverständlich), wir müssen nachwei- 
sen, mit den uns zur Verfügung stehenden 
Beweismitteln, daß es so war, wie wir über- 
zeugt sind, daß es war. Die Beweismittel, die 
uns zur Verfügung stehen, das sind die, die 
uns das BKA übriggelassen hat. 


Das sagst du darauf, daß in dem Verfahren 
wichtige Beweismittel ja vernichtet wurden. 
Kannst du noch einmal zusammenfassen, 
welche das waren? 

Wir müssen den Nachweis führen, wir ha- 
ben die Beweislast auch für diese Dinge, die 
ganz schwer insofern zu beweisen sind, als 
man die Waffen, die latwaffe, noch am glei- 
chen Abend im BKA beschossen hat, daß 
man von der 'latwaffe nicht Fingerspuren 
genommen hat, das macht jeder kleine Kri- 
minalkommissar, aber die Sicherungsexper- 
ten des BKA haben danichts unternommen. 
Man hat den Kopf von Wolfgang Grams, 
wohlin der Meinung, man könnte noch ver- 
tuschen, dab es ein aufgesetzter Kopfschuß 
war, noch in der gleichen Nacht gewaschen, 
rasiert, Haare und Schmauchspuren ent- 
fernt und weggeworfen. Man hat die Hand 
von Wolfgang Grams auch nicht gesichert, 
sondern letztendlich die dort vorhandenen 
Spuren abgewaschen und weggeworfen. 
Mit all diesen Spurenvernichtungen müs- 
sen wir leben. Man hat die Jacke des mut- 
mablichen Todesschützen, des GSG-9-Be- 
amten mit der weinroten Jacke, diese wein- 
rote Jacke ist in der Gerichtsmedizin in 
Zürich verschwunden. Die ist dort ord- 
nungsgemäß angekommen, die ist dort ver- 
schlossen worden, am nächsten Morgen war 
sie weg, ohne daß Aufbruchspuren feststell- 
bar waren. Wer soll ein Interesse daran ha- 
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ben, irgendeine Jacke aus der Gerichtsme- 
dizin zu klauen, wenn nicht jemand, der wis- 
sen muß, daß es sich möglicherweise um 
Spuren handelt, die ihm schaden können. 
Das ganze Ding ist ein Krimi, und unter 
dem Strich muß man konstatieren, daß die 
Beweismittel, die wir brauchen würden, um 
den Beweis in zivilrechtlichem Sinne zu 
führen, daß ein Großteil dieser Beweismit- 
tel verschwunden ist. Das macht es auch für 
uns schwierig, und bestimmt auch für das 
Landgericht Bonn. Wir hoffen darauf, daß 
das Landgericht Bonn möglicherweise zu ei- 
ner Umkehr der Beweislast kommt, daß es 
sagt, die Bundesregierung als hier Beklagte 
war auch Herrin über die Beweismittel, und 
sie hat da so schlampig gearbeitet bzw. so 
viel vernichtet, daß in dem Fall es dazu 
führt, daß sie die Beweislast hat, zu bewei- 
sen, dab Wolfgang Grams nicht durch 
GSG-9-Beamte erschossen wurde. 


Genau das habt ihr juristisch angeregt. Aber 
selbst wenn euch das Landgericht Bonn recht 
gäbe und ihr es durchfechten könntet, wären 
die GSG-9-Beamten nur zivilrechtlich ver- 
antwortlich, strafrechtlich aber ohne beweis- 
bare Schuld. Wie ist so etwas denn möglich? 

Es ist hier einiges möglich. Wir haben die 
letzten fünf Jahre dafür gekämpft, daß die 
GSG-9-Beamten, die wir für die Täter hal- 
ten, eine Anklage bekommen, also straf- 
rechtlich verfolgt werden. Das wurde durch 
alle Instanzen abgelehnt. Momentan klagen 
wir bzw. beschweren wir uns vor der Eu- 
ropäischen Kommission als Eingangsin- 
stanz zum Europäischen Gerichtshof in 
Straßburg. Das ist eine Menschenrechtsbe- 
schwerde, wir machen geltend, daß das 
Recht auf Leben des Wolfgang Grams 
durch die GSG-9-Beamten verletzt wurde, 
und wenn wir dort Erfolg haben, dann kann 
das dazu führen, daß die Bundesrepublik ge- 
zwungen wird, Anklage zu erheben gegen 
diese GSG-9-Beamten. Aber das ist ganz ge- 
trennt zu sehen von diesem zivilrechtlichen 
Verfahren. Fs ist also vorstellbar, daß das 
Landgericht Bonn zu einem Schuldspruch 
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Spuren wurden systematisch vernichtet ... 


kommt, zu einem Urteil kommt, in dem es 
sagt, die Bundesrepublik wird verurteilt, an 
die Eltern Grams die 12.000 DM zu bezah- 
len, die sie dort geltend machen. (...) Das 
hat nicht zwingend zur Folge, daß dann 
auch Anklage erhoben wird in strafprozes- 
sualen Verfahren. Das sind zwei ganz ge- 
trennte Gerichtszweige, der Zivilgerichts- 
zweig und der strafprozessuale Zweig. 


Ihr habt euch in Sachen Wolfgang Grams vor 
knapp zwei Jahren an den Europäischen Ge- 
richtshof in Straßburg gewandt, um hier ein 
Menschenrechtsverfahren einzuleiten. Wie 
siehst Du denn hier die Chancen, auf eu- 
ropäischer Ebene durchzukommen und etwas 
zu erkämpfen? 

Von der Sache her gut. Ich weiß nicht, wie 
die Einflußnahme oder die Möglichkeiten 
zur Kinflußnahme durch die Bundesregie- 
rung bzw. der beteiligten Stellen sind. Aber 
in der Sache habe ich auch da keinen Zwei- 
fel, daß wir eigentlich gewinnen müßten. 
Wir rechnen eigentlich jede Woche damit, 
daß wir dort Bescheid bekommen, und un- 
sere Hoffnungen gehen auch dahin, daß die 
dort nicht mitmachen und nicht decken, 
was hier in der Bundesrepublik mit Wolf- 
gang Grams und dem Fall Wolfgang Grams 
gelaufen ist. 
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Prozeßtermine 
Monika Haas 


Montag, 7.9., 10:15 Uhr ; 
Donnerstag, 17.9., 10:15 Uhr : 
Donnerstag, 24.9., 10:15 Uhr i 
Gerichtsgebäude E, Hammelgasse 1, . 
Saal II, Eingang Konrad-Adenauer- | 
Straße, Frankfurt a.M. 3 
(Wahrscheinlich beginnen die Plädoy- 
ers am 17., die Verteidigung würde dann 


am 24.9. plädieren.) 
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Christel Fröhlich 


Seit mehr als 29 
Monaten in 


Untersuchungshaft 


Am 28.10.1995 in Rom festgenommenen, am 
21.11.1996 nach Frankreich ausgeliefert, sitzt 
Christel Fröhlich seitdem in Untersuchungs- 
haft im Frauengefängnis Fleury-Merogis bei 
Paris. Mit dem Beginn des Prozesses wird 
nicht vor Ende 199 gerechnet! 

Soweit die Fakten ... 


Die Beschuldigungen der französischen Ju- 
stiz basieren auf einem Doppelkonstrukt: 
Zum einen soll Christel das Auto gemietet 
haben, das im April 1982 in der Rue Mar- 
beuf in Paris vor einer arabischen Zeitung 
explodierte. 

Zum anderen wird dieser Anschlag von 
den französischen Ermittlungsbehörden ei- 
ner „Gruppe Carlos“ zugeordnet, folglich 
soll Christel dieser „terroristischen Vereini- 
sung“ angehört haben. 

Nun könnte man sich fragen, ob da eine 
Art Euro-FBI auf den Plan getreten ist. Ge- 
gen Christel wurde bereits hier in der Bun- 
desrepublik in gleicher Sache ermittelt. 
Doch ohne Erfolg - die Ermittlungen wur- 
den eingestellt. Die Behörden hatten nichts 
in der Hand, um sie weiter zu verfolgen. 

So gaben sie anderen die Gelegenheit, 
Christel zu verhaften. Dies geschah, als sie 
ihren Mann im italienischen Gefängnis Re- 
bibbia bei Rom besuchte. Italienische Poli- 
zisten nahmen sie im Auftrag der französi- 
schen Behörden fest. 

Dank dieser deutsch-italienisch-Eranzösi- 
schen Arbeitsteilungkonnte das bisher noch 
im Grundgesetz verankerte Recht umgan- 
gen werden, daß deutsche Staatsangehöri- 
ge nicht ausgeliefert werden können. 

Seitdem Christel in französischer Unter- 
suchungshaft ist, führt der zuständige Un- 
tersuchungsrichter Brugi£re halbjährlich ei- 
ne Haftprüfung durch, die letzte fand im 
Mai dieses Jahres statt. Die Begründungen 
für die weitere Inhaftierung sind immer die 
gleichen: Es bestehe Verdunklungs- und 
Fluchtgefahr, bei Freilassung läge aufgrund 
der Schwere des Vergehens eine Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung vor. Ein weiterer 
Grund: „... daß sie (Christel Fröhlich) sich 
bei zweimaliger Befragung hartnäckig wei- 
gerte, auf die ihr gestellten Fragen zu ant- 
worten.“ (Ablehnungsbeschluß der Haft- 
prüfung vom 20.5.1997) Christel bleibt al- 
so weiter in U-Haft. 

In Frankreich gibt es keine gesetzliche Re- 
gelung für die Dauer der Untersuchungs- 
haft. Die französischen Behörden mußten 
sich diesbezüglich schon häufiger Kritik 
vom Europäischen Gerichtshof anhören. 
Die lange U-Haft gilt nicht nur in politi- 
schen Prozessen, sondern ist durchaus üb- 
lich in Frankreich. 


Christel hat bei der letzten Haftprüfung 
eine Erklärung abgegeben, mit der sie sich 
gegen das Doppelkonstrukt wendet und ih- 
re Geschichte als Teil der internationalisti- 
schen revolutionären Linken hervorhebt: 

„Ich übernehme für meine politische und 
persönliche Vergangenheit die Verantwor- 
tung, ich lehne es aber ab, vor der französi- 
schen Justiz Rechenschaft abzulegen. Für 
die mir jetzt konkret vorgeworfene Tat leh- 
ne ich die Verantwortung persönlich und 
politisch ab.“ 

Die Verhaftung von Christel reiht sich ein 
in die „Aufräumarbeit“ von Staat und Ju- 
stiz, die in fast allen Ländern stattfindet, in 
denen die revolutionäre Linke eine gesell- 
schaftliche Rolle spielte. 

Man muß daran erinnern, daß internatio- 
nale Kontakte unter linken Gruppen in den 
70er Jahren eine politische Notwendigkeit 
waren; doch diese Erinnerung scheint für 
viele ehemalige Linke traumatisch zu sein, 
könnte sie doch den Weg zurück in die bür- 
gerlichen Kreise stören. 

Und es gilt der alte Satz: 

Solidarität ist eine Waffe! 
Solidaritätsgruppe zu Christel Fröhlich 

c/o Annabee Buchladen GmbH, Gerberstr. 6, 
30169 Hannover 


Weiterhin brauchen wir eure Solidarität und 
euer Geld: Spendenkonto: 
Willms, Kto: 324 371 96 ° BLZ: 250 501 80, 
Stadtsparkasse Hannover 


Diesmal $129a 
Erneute Verfolgung 
eines angeblichen 
Mitgliedes der 
göttinger Drucksache 


Am Morgen des 11. Augustes führte eine 
Gruppe von einem Oberstaatsanwalt aus Kar- 
Isruhe, einem Staatsanwalt und vier Polizi- 
stInnen des LKA den Beschluß des Ermitt- 
lungsrichters des Bundesgerichtshofes Dr. 
Welst in Göttingen aus. 


Sie durchsuchten die Wohnung eines Göt- 
tingers, dem vorgeworfen wird, mit zwei un- 
bekannten Personen angeblich eine „terro- 
ristische Vereinigung“ gebildet zu haben 
und u.a. an dem Anschlag auf das Arbeit- 
samt in Göttingen am 7. November 1997 
beteiligt gewesen zu sein. Ferner werden der 
mysteriösen „terroristischen Vereinigung“ 
die Anschläge auf das Amts- und Landge- 
richt im Mai 1995 unter dem Namen „au- 
tonomes justice department“ und auf zwei 
Kraftfahrzeuge in November 1996 zugeord- 
net. Durchsucht wurden Wohnung und Ar- 
beitsplatz des Göttingers, der verdächtigt 
wird, Redaktionsmitglied der göttinger 
Drucksache zu sein. Er wurde nach der 
Durchsuchung auf das Polizeirevier ver- 


schleppt und erkennungsdienstlich behan- 
delt. 


Eine Vorgeschichte 


Der Zusammenhang zwischen der jetzigen 
Verfolgung und dem göDru-Verfahren ist 
nur ein Aspekt innerhalb des jetzigen Er- 
mittungsvertahrens. Es geht nicht nur um 
diesen Aspekt, dennoch ist er wichtig, 

Im letzten Jahr durchsuchte die Polizei 
Räume einer Bildungsvereinigung und eine 
Druckerei auf der Suche nach den Mache- 
rinnen der göttinger Drucksache. Diese soll- 
ten für das angeblich fehlerhafte Impressum 
der Zeitung und für einen älteren Anti-Ca- 
stor-Artikel verantwortlich sein. Das Straf- 
verfahren aufgrund des Artikels wurde ge- 
gen alle acht Betroffenen wegen Mangels an 
Beweisen im letzten Jahr bereits eingestellt. 
Das Bußgeldverfahren gegen die gleichen 
acht Menschen ist immer noch in der 
Schwebe, weil die Betroffenen Einspruch 
gegen den Bescheid eingelegt haben. Die 
Betroffenen und ihre UnterstützerInnen 
haben damals schon darauf hingewiesen, 
daß es absurd ist, Einzelpersonen für die 
göttinger Drucksache verantwortlich zu 
machen. Diese Zeitung wird bekanntlich als 
Mittel linker Gegenöffentlichkeit von den 
NutzerInnen selbst gestaltet und getragen. 

Schon damals kam der Verdacht auf, daß 
die acht Betroffenen per Polizei- und Ju- 
stizbeschluß künstlich zur „Redaktion“ er- 
klärt und von da an für jeden Artikel in der 
göttinger Drucksache verantwortlich ge- 
macht werden sollen, der Polizei und Staats- 
anwaltschaft nicht in den Kram paßt. 


Die Eskalation 


Nun hat die Bundesanwaltschaft ein unge- 
heures Konstrukt gegen einen dieser acht 
vom göDru-Verfahren Betroffenen vom 
Stapel gelassen. Dabei stützt sie sich auf die 
absurde Behauptung, er würde zur Redakti- 
on gehören. Die Befürchtungen der Betrof- 
fenen sind also leider eingetroffen. Dabei ar- 
gumentiert die BAW ganz offen so, daß der 
göttinger Drucksache die kontinuierliche 
Beschäftigung mit Sozialabbau und Ar- 
beitslosigkeit sowie das Drucken von Be- 
kennerschreiben vorgeworfen werden und 
dafür ein Verdächtiger als De-facto-Redak- 
teur gehandelt wird. Dieser angebliche „Re- 
dakteur“ soll nun nicht nur mit der göttin- 
ger Drucksache zu tun haben, sondern zu- 
gleich eine terroristische Vereinigung nach 
§129a gebildet haben und für drei Anschlä- 
ge zwischen 1995 und 1997 verantwortlich 
sein. Die zugrundeliegende Darstellung der 
BAW basiert auf der absurden Rechnung: 
angeblich linksextrem + angeblich göttin- 
ger Drucksache + Mitarbeiter eines Presse- 
dienstes = als Terrorist für Anschläge ver- 
antwortlich. 

Wie bereits im Mackenrode-Prozeß gegen 
söttinger AntifaschistInnen schießen sich 
die Verfolgungsbehörden auch hier willkür- 
lich auf eine Person ein und verwenden ei- 
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ne wilde Mischung aus Vermutungen zur 
Rechtfertigung eines extremen Tatvorwur- 
fes. Im Mackenrode-Prozeß ging es um den 
Vorwurf „versuchter Totschlag“ gegen einen 
Antifaschisten, der glücklicherweise ein 
wasserdichtes Alibi hatte - nun geht es um 
einen Linken, der durch die Razzien im letz- 
ten Jahr im Visier der Staatsanwaltschaft ist 
und mit Hilfe des Ermittlungsparagraphen 
129a verfolgt wird. 

(Aus: göttinger Drucksache 316, gekürzt) 


Aufruf der Roten Hilfe zu einer Kampagne 
Solidarität mit 
den Passauer 
AntifaschistInnen 


Wie einigen von euch schon bekannt sein 
wird, laufen derzeit Ermittlungen nach 
\129 StGB („Bildung einer kriminellen Ver- 
einigung“) gegen mehrere AntifaschistIn- 
nen aus Passau, die am 12. Mai 1998 mit 
bundesweiten Hausdurchsuchungen (in 
Passau, München, Nürnberg, Berlin, Mühl- 
dort, Göttingen, Bielefeld und Hamburg) 
ihren vorläufigen Höhepunkt hatten. Den 
Hintergrund sollen laut Staatsanwaltschaft 
München, die das Ermittlungsverfahren 
cingeleitet hat, über 100 nicht näher be- 
schriebene Straftaten seit 1993 in der Stadt 
Passau bilden. Mittels des 9129 wird vom 
Staatsschutz offensichtlich erneut ver- 
sucht, antifaschistisches Auftreten zu einer 
„kriminellen Aktion“ zu brandmarken. Mit 
dem Verfahren gegen die Autonomen Anti- 
fa (M) aus Göttingen ist Derartiges schon 
einmal Anfang der 90er Jahre versucht wor- 
den. Damals scheiterte das Verfahrens-Kon- 
strukt nicht zuletzt am breiten öffentlichen 
Druck gegen §129/129a und wurde gegen 
Geldbuße eingestellt. Aber auch wenn der- 
artige \129-Vorwürfe absurd klingen, bergen 
sie doch die Gefahr der Verurteilung. Dies 
würde für einige der Beschuldigten unter 
Umständen mit Knaststrafen und (wegen 
der Dauer und Kosten eines solchen Ver- 
fahrens) finanziellem Ruin enden. Darüber 
hinaus würde mit einer Verurteilung nach 
\129 ein Präzedenzfall geschaffen, der jeg- 
lichen Ansatz legaler antifaschistischer Or- 
ganisierung unterbinden könnte. 
Momentan haben die Beschuldigten Ak- 
teneinsicht beantragt, was sich aber erfah- 
rungsgemäß etwas hinziehen kann. Fine 
Frau aus Passau hat mittlerweile Vorladun- 
gen zur Staatsanwaltschaft erhalten, wo sie 
als „Zeugin“ aussagen soll. Wir halten auch 
weiterhin die konsequente Aussageverwei- 
gerung für das einzige Mittel, sich und an- 
dere nicht zu belasten. Gerade in Fällen von 
Organisationsdelikten wie § 129/129a, wo al- 
lein die konstruierte Mitgliedschaft anstatt 
von Einzelstraftatnachweisen für eine Ver- 
urteilung ausreicht, kann von einer Iren- 
nung zwischen „Zeugln“ und Beschuldig- 
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Am 6. August trat Holger Jänicke aus Schwäbisch-Gmünd eine 60-Tage-Haftstrafe an, 


die das Landgericht Dortmund 1997 wegen öffentlicher Aufforderung zur gewaltfreien, 
festlichen Schienendemontage in Grundremmingen gegen ihn verhängt hatte. Holger 


hatte 20 Flugblätter verteilt und darin dazu aufgerufen, „gemeinsam die Schienen vor 
n ~ ë Š = . . . 
dem AKW Grundremmingen mit einfachen handwerklichen Mitteln gewaltfrei und fest- 


lich zu demontieren, um hochradioaktive Atommülltransporte zu verhindern, um Men- 


schen, Tiere und Natur zu schützen.“ 


In einem Schreiben von Holger Jänicke heißt es: 

„Solange es legal ist, in Sellafield jährlich mehr als 10kg Plutonium in die irische Sec 
zu pumpen (Spuren davon wurden noch in der Ostsee gefunden), 

solange der Aufruf zur gewaltfreien und festlichen Demontage der Atommüillschienen 
strafwürdiger ist als die Verstrahlung der Bevölkerung mit (sogar nach dem Gesetz über- 


höhter) radioaktiver Kontamination, 


solange die Atommafia Regierung und Justiz als treue Unterstützer hat, 
solange die Bürger sich von strahlenden Politikern und Wirtschaftsführern belügen | 


lassen, 


ist für mich das Gefängnis ein ehrenvoller Ort.“ 
Außerdem weist Holger Jänicke darauf hin, daß er erstmals seit 1984 einer Zeit ohne 
Strafverfahren gegen ihn entgegensieht, nach den 60 Tagen sind alle Verfahren gegen 


ihn abgeschlossen. 


Spenden für Porto und den Freikauf im Notfall werden erbeten auf das Konto 110 456 
009 bei der Volksbank Schwäbisch Gmünd, BLZ 613 901 40. 


Bild: Anti-AKW-Prozeß in Lüneburg 


teR nicht mehr gesprochen werden - die 
Übergänge sind dort fließend. ZeugInnen 
können bei Nicht-Aussage (sie besitzen 
nämlich kein prinzipielles Aussageverwei- 
gerungsrecht) Bußgelder und bis zu sechs- 
monatige Beugehaft drohen! 

Diese Razzien (und die damit bekannt- 
gewordenen $129-Ermittlungen des Staats- 
schutzes) waren für uns Anlaß, in Abspra- 
che mit Betroffenen eine Solidaritätskam- 
pagne für die kriminalisierten Antifaschi- 
stInnen aus Passau zu starten. Wir denken, 
es wäre eine völlig falsche Herangehenswei- 
se an staatliche Repression, wie das Kanin- 
chen auf die Schlange zu starren und bis zu 
einem eventuellen Prozeßbeginn zu warten. 
Deshalb wollen wir gerade jetzt im Vorfeld 
aktiv werden und euch ... auffordern, euch 
nach euren Möglichkeiten in die Kampagne 
mit einzubringen. 


Was es bisher an Solidaritäts- 
arbeit gibt 

° Aus dem Kreis der Betroffenengruppe 
wurde ein Plakatmotiv an uns herangetra- 
gen mit der Frage, ob wir dieses finanzieren 
und veröffentlichen könnten. Mittlerweile 
gibt es eine erste Auflage dieses Solida- 
ritätsplakats, eine zweite Auflage ist in Pla- 
nung. Bisher haben sich schon über 100 
Gruppen gefunden, die sich mit ihrem Na- 
men unter das Plakat setzen, um so ihre So- 
lidarität mit den Passauer AntifaschistInnen 
zu zeigen. (...) Teilt uns bitte möglichst 
schnell mit, wie viele Plakate ihr bestellen 
wollt! 

e Das... Flugblatt aus Göttingen kann eben- 
falls kostenlos (gegen Porto) bestellt werden 
über den Literaturvertrieb der Roten Hilfe. 
e Über die Autonome Antifa (M) könnt ihr 
für 10,- eine Pressemappe erhalten, die alle 
verfügbaren Zeitungsartikel / Presseer- 
klärungen etc. zu den Ermittlungen bein- 


haltet. Außerdem könnt ihr hier Solida- 
ritätsflugblätter der Antifaschistischen Ak- 
tion / Bundesweite Aktion (AA/BO) bestel- 
len. Kontakt: Autonome Antifa (M), c/o 
Buchladen Rote Straße, Nikolaikirchhof 7, 
D-37073 Göttingen, Tel/Fax (05 51) 54 90 
öl, aam@mail.nadir.org 

° Im Internet ist eine Soli-Seite mit aktuel- 
len Texten zur Solidaritätskampagne einge- 
richtet worden: http:/www.org/nadir/initia- 
tıv/aam/passau.html. Damit auch eure So- 
li-Schreiben dort zu sehen sind, sendet die 
Texte per Email an die Autonome Antifa 
(M), falls ihr keinen Email-Zugang habt, 
könnt ihr die Texte auch als Nur-Iext (bzw. 
Word-Dokument (.txt/.doc) als Diskette an 
die Antifa (M) senden. 

e Die Antifaschistische Aktion Passau hat 
ein Info-lelefon eingerichtet, über das ihr 
Aktuelleres zum Stand der Ermittlungen, 
der Soli-Arbeit ete. erfahren könnt. Tel: 
0177/3348 17. 

° Es wurden mittlerweile zwei bundeswei- 
te Soli-Konten eingerichtet, auf die zweck- 
gebunden gespendet werden kann. Die bei- 
den Konten lauten: 

Spendenkonto der Roten Hilfe, Kto. 191 
100-462, BLZ 440 100 46, Postbank Dort- 
mund, Stichwort: „12. Mai“ 

Rechtshilfefonds Passau, Kto. 360 82 98, 
BLZ 740 900 00, Raiffeisenbank Passau- 
Freyung, Stichwort: „12. Mai“ 

e Es gibt eine Soli-Kassette, die ihr kaufen 
(und weiterverkaufen) könnt. Der Sampler 
kostet 10,- DM, sämtliche Einnahmen ge- 
hen aufdas Rechtshilfekonto in Passau. Hier 
nur einige Bands, dieaufdem Sampler drauf 
sind: Chumbawamba, Mc Solaar, Prodigy, 
Rantanplan, Anarchist Academy, Slime, But 
Alive ... Bestellung über: Antifaschistische 
Aktion Passau, Große Messergasse 8, D- 
94032 Passau. 

e Die Mad Butcher Records haben eine So- 
h-CD für die Passauer AntifaschistInnen 
herausgegeben. Die CD kostet 15,-, davon 
gehen 5,- direkt auf das Rechtshilfekonto. 
Auf der CDU finden sich Bands wie: Red 
London, Les Partisans, But Alive, Negativ- 
Nein, No Respect, The Adjusters, Backlash 
... Bestellen könnt ihr die CDU über: Mad 
Butcher Records, Pater Kleppingstr. 18, D. 
33154 Salzkotten, email: madbutcher@pa- 
der-online.de 

e Über die Rote Hilfe können auch Refe- 
rentInnen für Veranstaltungen vermittelt 
werden, die über die politische Repression 
in Passau und die Solidaritätsarbeit bei 
\129/129a berichten können. ... 


Weitere Möglichkeiten zum 
Aktiv-Werden! 


Hier haben wir nur einige Ideen angeführt 
(es gibt sicher noch viel mehr!), wie ihr euch 
einbringen könnt: 

e Geld sammeln über Spendendosen, Soli- 
Parties, Konzerte, das Ansprechen finanzi- 
ell Bessergestellter aus der Linken und dem 


linksliberalen Umfeld 


° Informationen in alternativen Medien 


(Zeitung/Hörfunk) verbreiten... 

° Ansprechen von „prominenten“ Linken 
und Linksliberalen, ob sie die Kampagne 
nicht finanziell und/oder mit eigenen Auf- 
rufen unterstützen wollen 

e Resolutionen einbringen in Organisatio- 
nen, in denen ihr evtl. Mitglied seid (Par- 
teien, Gewerkschaften, Kirchen, 
Vereine/Verbände, Parlamente, Bündnisse) 
e Büchertische, Kundgebungen, Re- 
debeiträge auf Demonstrationen etc. 


Mit solidarischen Grüßen 


Rote Hilfe e.V 


Hamburg 


Justizbehörde 
sabotiert kritische 
Knast-Bericht- 
erstattung im FSK 


Offenbar weil ihr die Inhalte der Sendung 
nicht passen, versucht die Hamburger Ju- 
stizbehörde, die weitere Ausstrahlung des 
Knast- und Justizinfos im FSK zu verhin- 
dern. Der verantwortliche Redakteur Jens 
Stuhlmann, der noch bis Januar 1999 Ge- 
fangener in Fuhlsbüttel ist, bekommt seit 
Ende Juli keinen Ausgang mehr zur Sende- 
zeit. Diese willkürliche Entscheidung wur- 
de Jens einen lag nach einer zweistündigen 
Sondersendung im FSK mitgeteilt, die er 
moderiert hatte und an der u.a. Gisela Wie- 
se, Vorstandsmitglied von Pax Christi und 
seit Jahren in der Gefangenenbetreuung en- 
gagiert, teilgenommen hatte. Themen der 
Sendung waren u.a. die miserabel entlohn- 
te Zwangsarbeit im Knast, die Lage der aus- 
ländischen Gefangenen, die Frage der Ent- 
kriminalisierung von Bagatelldelikten, die 
Drogenpolitik und - nicht zuletzt - eine 
grundlegende Kritik am Gefängnissystem 
und die Frage von Alternativen. Das FSK 
schreibt dazu: In dem Versuch, die Knast- 
und Justizsendung von Jens Stuhlmann zu 


unterbinden, sehen wir ... die Absicht, ih- 
nen (den Gefangenen) eine der wenigen 
Möglichkeiten zur öffentlichen Artikulati- 
on, die sie haben, zu nehmen. Über die 
Streichung des abendlichen Ausgangs wird 
hier also ganz eindeutig Zensur ausgeübt.“ 


Ein Brief von Ivan Jelinic 
Fragen zum Tod von 


Flian Ranxha 


Lieber ... 

ich habe eine bessere und eine schlechte 
Nachricht. Vorab bestätige ich Deine Karte 
vom Januar - nach über 6 Monaten. Aber ich 
entschuldige mich nicht, weil es die Bedin- 
gungen sind. 

Wie Du weißt, werde ich seit dem 2. Juni 
95 ununterbrochen in Einzelhaft gehalten. 
Meine Verfassung war so zugerichtet, daß 
ich beinahe vom Verstand gekommen wäre. 
Ich befand mich nur einen Augenschlag 
vom Abgrund entfernt. Konnte keinen Ge- 
danken fassen und verlor jede Kontrolle. 
Schlimm. Wahrscheinlich ist es nur einem 
bitteren Ereignis zuzuschreiben, daß es 
nicht passierte: Mein Zellennachbar (Rlian 
Ranxha), ein junger Mann aus Albanien, der 
seinen Angaben zufolge eine Rest-Jugend- 
strafe abzusitzen hatte und danach abge- 
schoben werden sollte, ist durch die Bedin- 
gungen in der Isolation verzweifelt und hat 
sich in der Zeit vom 16.1. und 18.3. am Fen- 
ster erhängt. Ich erfuhr das erst vor wenigen 
lagen. (Das war die schlechte Nachrich- 
ten.) Jetzt die bessere: Nach 1165 Tagen 
Finzelhaft in Absonderung bin ich am 11.8. 
erstmals wieder mit vielen Mitgefangenen 
zusammen in die Hofstunde gegangen. Die 
Isolationshaft wurde von 24 auf 23 Stunden 
reduziert. Kin paar Stunden Zwi- 
schenmenschlichkeit und schon ist man in 
der Lage, die Gedanken zu kontrollieren. 
Und ich habe jetzt ein paar Fragen an die 
deutsche und internationale Öffentlichkeit: 

1. Warum hat sich bisher noch niemand 
bei mir gemeldet, um etwas über E.R. zu er- 
fahren? Schließlich war er 7 Monate lang 
mein Zellennachbar. Gefängnisleitung, 
Aufsichtsbehörde, Justizministerium, 
Staatsanwaltschaft, Kriminalpolizei, Bot- 
schaftsvertretung Albanien, Menschen- 
rechtsorganisationen wie Amnesty interna- 
tional ... niemand hat sich bei mir erkun- 
digt. Warum nicht? 

2. Warum wird in Niedersachsen die Iso- 
lationshaft nur alle 6 Monate durch die Auf- 
sichtsbehörde geprüft, statt alle drei Mona- 
te, wie es das Gesetz vorschreibt (§ 89 St- 
VollzG)? 

3. Wird in den anderen europäischen 
Staaten ebenso lange Isolationshaft ver- 
hängt wie in der BRD? Ich bin seit 38 Mo- 
naten in Einzelhaft, nach 1165 Tagen erst- 
mals viele Gefangene gesehen und sprechen 
können. Was sagt die Menschenrechtskom- 
mission des Europarates dazu? 
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4. Wie lange und wie oft darf ein Mensch 
in einer Beruhigungszelle eingeschlossen 
werden? Die B-Zellen in der JVA Hannover 
sind 21x11,5x11,5 Fliesen groß und sind nur 
mit Plumpsklo und Holz-Bettkasten ausge- 
stattet. Kein Wasserhahn! Kein Fenster! 
(E.R. war dort in 5 Monaten 8mal einge- 
bunkert (6x4 Tage lang und 2x6 Tage lang). 
(Exakte Daten: 18.-21.7., 14.-18.9., 23.- 
26.9., 27.-30.,9., 19.-22.10., 25.-31.10,, 16.- 
19.11., 5.-11.12.1997) 

5. Warum gab es keine Gerichtsverhand- 
lung gegen E.R. wegen Körperverletzung, 
nachdem er bei Gegenwehr gegen seine Ver- 
schleppung in die B-Zelle am 16.11.97 ei- 
nen Beamten mit einem Faustschlagim Ge- 
sicht verletzte? Eine Straftat wird üblicher- 
weise angezeigt. Warum gab es kein Ge- 
richtsverfahren? 

6. Warum wurde E. nicht in ein Lazarett 
verlegt, wo er doch offensichtlich medizini- 
sche und vor allem seelische Hilfe benötig- 
te? 

7. Warum hat der Psychiater M. eine Ver- 
legung in ein LKH abgelehnt? 

8. Warum wurde der Abteilungsleiter Ha- 
senbeck im Februar/März 98 in die JVA Cel- 
le I versetzt und zum Sicherheitsinspektor 
befördert? Hat das mit E.s Suizid zu tun? 

(Während ich dies schreibe, ist wieder ein 
langer Schmerz-Schrei aus den B-Zellen zu 
hören. Schlüsselklirren, „Nein!“-Schreie, 
„Ruhe!“-Befehle und flehendes Weinen. 
5:10 Uhr zum 28.8.98. Auch E.R. hatte oft- 
mals so geschrien, und ich klopfe wieder ge- 
gen die Tür und rufe: „Laßt den Mann los! 
Kein Bunker! Mit Bunkerhaft macht ihr die 
Menschen krank, bis sie verzweifeln!“ Aber 
es reagiert niemand auf meinen Protest. Es 
ist wie üblich.) 

Und ich gehe noch weiter: Frage 9. War- 
um hat die ehemalige Justizministerin Alm- 
Merk bei den Landeswahlen im März nicht 
wieder kandidiert? Hat ihr Wechsel ins So- 
zialministerium etwas mit E.s Suizid zu 
tun? Was hat der neue Justizminister We- 
ber bisher unternommen, damit kein 
Mensch mehr von den Bedingungen in die 
Verzweiflung getrieben werden kann? 

Ich weiß nicht, was der Junge getan hat, 
und das spielt auch keine Rolle, weil es al- 
lein aus menschlichen Gründen nicht sein 
darf, daß ein Gefangener seelisch und psy- 
chisch gepeinigt wird wie die Abgesonder- 
ten in der JVA Hannover. Auch wenn wir Ge- 
setze gebrochen haben, so wurden wir dafür 
mit Freiheitsstrafe verurteilt und nicht mit 
zwischenmenschlicher Isolation. Auch 
wenn wir Ausländer zusätzlich mit Ab- 
schiebung bestraft werden, sokann man uns 
nicht einfach jahrelang in Isolation halten. 
Das hat keine Perspektive. Von 13 Jahren 
Gefangenschaft bin ich insgesamt bereits 
über 6,5 Jahre total isoliert worden. Ich for- 
derte die sofortige Abschaffung aller Isolie- 
rungs- und Absonderungstrakte sowie Ab- 
schaffung der lebenslänglichen Haftstrafe. 
Das ist menschenunwürdig. 

Für Freiheit, Glück und Gerechtigkeit! 
Ivan Jelinic, 28.8.98 im S-Irakt JVA Hannover 
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Interview mit Deniz Mercan 


Kanther verbietet DHKP-C 


Warum hat Kanther Ihre Organisation verbo- 
ten? 

Mitte diesen Monats wurde von Bundesin- 
nenminister Manfred Kanther unter anderem 
Ihre Organisation, die Revolutionäre Volksbe- 
freiungs-Front (DHKP-C) der Türkei verbo- 
ten. Welche praktischen Konsequenzen hat 
das für Ihre politische Arbeit in der BRD? 

Schon vor dem offiziellen hat es in der Pra- 
xis ein faktisches Verbot der DHKP-C gegeben. 
Unsere Demonstrationen wurden von der Po- 
lizei angegriffen, Anhänger verprügelt und 
festgenommen und mit Verfahren überhäuft, 
unsere Kulturfeste wurden verboten und Pu- 
blikationen beschlagnahmt. Immer wieder 
wurden Veranstaltungen von uns angegriffen 
oder aufgelöst. Im Februar dieses Jahres ent- 
schied der Bundesgerichtshof, daß unsere Or- 
ganisation juristisch nicht als „Nachfolgeorga- 
nisation“ der 1983 verbotenen Devrimci Sol zu 
betrachten ist. Damit war den Angriffen ei- 
gentlich die pseudo-juristische Grundlage ent- 
zogen. 


In dem Beschluß von Kanther wird die DHKP- 
C als kriminelle Organisation bezeichnet. 

Die Verleumdung unserer Organisation als 
kriminell aus dem Munde des Vertreters eines 
Staates, der überaus freundliche Beziehungen 
zu dem jede Art von Verbrechen begehenden 
türkischen Staat hegt, kann niemanden über- 
zeugen. Wir haben keine Morde, keine Er- 
pressungen begangen. Wer immer das be- 
hauptet, muß es beweisen. 

Die Entscheidung des Innenministers be- 
deutet, die in Deutschland lebenden mehr als 
zwei Millionen Kurden und Türken als poten- 
tielle Kriminelle zu bezeichnen. Ihre Vereine 
können verboten, die von ihnen gelesenen Pu- 
blikationen am Erscheinen gehindert werden. 
Ihr Vermögen kann beschlagnahmt werden. 
Dieses Verbot erklärt den hier lebenden Men- 
schen aus der Türkei: „Ihr könnt euch nicht 
um die Verhältnisse in eurem Land kümmern, 
ihr habt keine demokratischen Rechte, ihr 
könnt nicht gegen den Faschismus in der Tür- 
kei Stellung beziehen.“ 

Die DHKP-C ist eine legitime Volksbefrei- 
ungsbewegung. Diese Legitimität werden wir 
im Namen unseres Volkes und unserer Orga- 
nisation verteidigen. Wir erwarten aktive Soli- 
darität von allen, die die Illegitimität des Ver- 
botes und seiner praktischen Konsequenzen 
sehen. 


Was steht hinter der Verbotsverfügung? 

Der Beschluß ist ein politischer. Kanther 
selbst bezeichnet seinen Beschluß als Reakti- 
on auf die durch den Beschluß des Bundesge- 
richtshofs entstandene Rechtslage. Gleichzei- 
tig ignoriert er ein laufendes Verfahren gegen 
drei unserer Mitglieder in Hamburg, bei der 


unter anderem die Frage geklärt werden soll, 
ob die DHKP-C als „terroristische Vereini- 
gung“ bezeichnet werden kann. Der Innenmi- 
nister mißachtet die Judikative seines eigenen 
Landes, um das Regime in der Türkei zu un- 
terstützen. Als Kanther das Verbot verfügte, 
wurde in türkischen Zeitungen der Umfang 
der Waffenlieferungen Deutschlands an die 
Türkei in den ersten sechs Monaten 1998 ver- 
öffentlicht. Sie belaufen sich auf 449 Millio- 
nen DM. Um die durch die Frage der EU-Mit- 
gliedschaft der Türkei in die Krise geratenen 
Beziehungen mit der Türkei zu verbessern, ver- 
sucht Kanther, uns zu benutzen. Gleichzeitig 
dient das Verbot innenpolitischen Wahl- 
kampfzwecken. Kohl beteuert in diesen Tagen 
immer wieder seine Freundschaft zum „histo- 
rischen“ Freund Türkei und erklärt den Men- 
schen aus der Türkei seine Zuneigung. 

Die DHKP-C ist eine Volksbewegung. Mehr 
als 500 unserer Mitglieder sind in der Türkei 
ums Leben gekommen, an die 1000 sitzen in 
den türkischen Gefängnissen. Die Entschei- 
dung der bundesdeutschen Regierung zeigt 
deutlich, daß sie eben nicht der Freund der Völ- 
ker der Türkei ist. 


Mit der DHKP-C wurde von Bundesinnenmini- 
ster Kanther auch die Zeitung Kurtulus verbo- 
ten, die in der Türkei legal erscheinen kann. Wie 
ist das Verbot der Zeitung in der BRD zu er- 
klären? 

Kurtulus berichtet über den Kampf des 
Volkes in der Türkei. Dafür bezahlt sie einen 
hohen Preis: Mehr als 20 ihrer Redakteure wur- 
den von der Konterguerilla ermordet. Mehr als 
30 Journalisten von Kurtulus, darunter fast al- 
le Chefredakteure, wurden ins Gefängnis ge- 
sperrt. Alle 23 Redaktionen in der Türkei wur- 
den unzählige Male von der Polizei gestürmt 
und verwüstet, sogar zerbombt. Trotz all der 
Repression konnte die Zeitung nicht zum 
Schweigen gebracht werden. Im Mai wurde der 
Besitzer der Druckerei, bei der die Kurtulus ge- 
druckt wird, im Namen des Nationalen Si- 
cherheitsrates unter Druck gesetzt, die Zei- 
tung nicht mehr zu drucken. „Gesetzlich kön- 
nen wir das Erscheinen der Zeitung nicht ver- 
hindern. Die offiziellen Kräfte werden dir 
nichts tun, aber es gibt ja noch die zivilen. Du 
wirst diese Zeitung nicht mehr drucken. Wenn 
nicht - du hast doch Kinder, es wäre schade um 
sie.“ Wenige Monate später verbietet nun 
Kanther die Zeitung Kurtulus. Das heißt, was 
die Konterguernilla in der Türkei nicht schafft, 
versucht ein BRD-Innenminister nun von 
Deutschland aus. Kurtulus ist allerdings nicht, 
wie von Kanther behauptet, Organ der DHKP- 
C. Unsere Publikation ist Devrimci Sol. Im Lo- 
go wird sie als solche auch gekennzeichnet. 
Das Interview führte Rüdiger Göbel, aus: jun- 
geWelt, 28.8. 


In Gefangenschaft der KDP 


Freilassung von 
Jörg Ulrich ! 


Seit Ende Dezember 1997 befindet sich Ge- 
nosse Jörg Ulrich, Mitglied des Antifaschi- 
stischen Plenums Braunschweig, schwer- 
verletzt in Gefangenschaft der „Demokra- 
tischen Partei Kurdistans“ (KDP). 

Die KDP steht unter Führung des Feu- 
dalherren Masud Barzani in Südkurdistan 
(Nordirak). Seit der Einrichtung der soge- 
nannten UN-Schutzzone im Nordirak nach 
dem Zweiten Golfkrieg 1991 versucht die 
KDP verstärkt, politische Konkurrenten mit 
den Mitteln des Krieges und des Terrors zu 
vernichten. So hat sie z. B. im September 
1996 mit Hilfe Saddam Husseins „die Pa- 
triotische Union Kurdistans“ (PUK) aus Er- 
bil, dem Sitz des ehemals gemeinsamen kur- 
dischen Parlamentes, vertrieben. Die KDP 
- früher hatte sie großen Anklang bei den 
Massen - kann sich heute die „Loyalität ih- 
rer Untertanen“ nur noch mit einem bruta- 
len Folterregime, in enger Zusammenarbeit 
mit der türkischen Armee und dem türki- 
schen Geheimdienst MIT! sichern. 

Genosse Jörg Ulrich wurde von den KDP- 
lern angeschossen und mit mehreren Kur- 
den, darunter auch der kanadische Staats- 
angehörige Shapour Badoshiveh, in die süd- 
kurdische Stadt Erbil verschleppt. Jeder 
lag, den die Gefangenen in den Händen 
Massud Barzanis verbringen müssen, be- 
deutet eine Gefahr für ihre Gesundheit und 
ihr Leben; denn Schläge, Nahrungsentzug 
und Folter gehören zum Alltag in den Ge- 
fängnissen der KDP 

Seit Februar 1998 dauert nun die Kam- 
pagne für die Freilassung für Jörg Ulrich und 
Chapour Badoshiveh an. Die jungen Anti- 
Faschisten von Braunschweig und anderen 
Ortes haben mit einer Reihe spektakulärer 
Aktionen die Aufmerksamkeit vieler Men- 
schen auf die Unterstützung der Bewegung 
für die Freiheit von Jörg und Shapour und 
der anderen betroffenen Kurden gelenkt. 
Sie traten z. B. auf dem Parteitag der Grü- 
nen in Magdeburg auf. Zahlreiche Einzel- 
personen und Organisationen, u. a. Fritjof 
Schmitt, (Bundesvorstand der Grünen) 
Heidi Lippman-Kasten, (prison watch in- 
ternational e. \.), Carsten Hübner (Innen- 
politischer Sprecher PDS Thüringen), 
Kreisverband Bündnis 90 / Die Grünen 
Braunschweig, DKP Braun schweig, Bun- 
desvorstand Rote Hilfe e. V., Deutscher Frei- 
denkerverband OV Göttingen setzten sich 
für ihre Freilassung ein. 

Nun gibt es die Postkarten der Roten Hil- 
fe auf deutsch, französisch, kurdisch, tür- 
kisch und englisch. Sie sind zu bezichen 
beim Antifa-Plenum, Cyriaksring 55, 38118 
Braunschweig und bei der Rote Hilfe e. V, 
Postfach 6444, 24125 Kiel. 

Kurt Fritsch, aus *UZ* unsere zeit, Leitung 
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SPD-Kurdenverfolger am Werk 
a ne HIER 


Kurdischer Verein in 
Frankfurt verboten 


Am 25. August hat das Innenministerium des 
rot-grün regierten Bundeslandes Hessen ei- 
nen kurdischen Verein in Frankfurt verboten. 
Der Verein „Internationales Bürgerhaus 
Frankfurt“ sei ein Nachfolgeverein desim No- 
vember 1995 — also zwei Jahre nach dem von 
ODU-Bundesinnenminister Kanther ver- 
hängten „PKK-Verbot“ vom damaligen 
SPD-Innenminister Hessens verbotenen Ver- 
eins „Kurdistan Informationszentrum Frank- 
furt/Main“. 

Auf 15 Seiten der Begründunglisten die Be- 
amten ganze 16 Fälle auf, bei denen ihre Spit- 
zel oder auch uniformierte Beamte in den ver- 
gangenen drei Jahren Verbindungen des nun 
verbotenen Vereins zu angeblichen oder auch 
wirklichen PKK-Mitgliedern im Raum Frank- 
furt festgestellt haben. Umgerechnet auf die 
etwa tausend Tage, in denen sich in den Räu- 
men des nun geschlossenen Vereins Kurdin- 
nen und Kurden getroffen haben, würde das 
bedeuten: An jedem 60. Tag oder einmal alle 
zwei Monate wurden wirkliche oder ver- 
meintliche Mitglieder der PKK in den Ver- 
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einsräumen gesichtet. Punkt, Ende, aus. Wo- 
bei die Beamten bei der Definition, wer poli- 
zeilich als „PKKler“ gilt, extrem großzügig ver- 
fahren. So tauchen in der Vielzahl der Perso- 
nen, die von Polizeispitzeln in oder nahe bei 
den Vereinsräumen festgestellt worden sein 
sollen und von denen über 40 Personen na- 
mentlich in der Verbotsverfügung genannt 
werden, u.a. ein ‚Teilnehmer an unfriedlichen 
Demonstrationen der PKK in Dortmund an- 
läßlich Newroz ’96“ auf, Ehefrauen von we- 
gen Beteiligung an Mahnwachen verurteilten 
Kurden, Mitglieder des kurdischen Fxilparla- 
ments sowie angebliche „Raumverantwortli- 
che“ für ein halbes Dutzend Stadtteile von 
Frankfurt und Umgebung, ... Das geht bis hin 
zu völlig absurd anmutenden Absätzen wie 
der folgenden Passage auf Seite 8 der Ver- 
botsverfügung: 

„Bei einem weiteren Besuch der Vereins- 
räume am 2. September 1996 gegen 11.00 Uhr 
waren Herr... und seine Ehefrau, Frau .. ., SO- 
wie Frau ... mit einer ihrer Töchter (Klein- 
kind) anwesend.“ 

schon bei der Gründung des Vereins sei 
beim Polizeipräsidium Frankfurt am Mainbe- 
kannt geworden, daß „die PKK“ in Frankfurt 
„geeignete Vereinsräume angemietet habe 
bzw. anmieten werde“, heißt es weiter vorne 
in der Verfügung. 

Konkret vorgeworfen werden dem Verein 
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Verbindungen von Mitgliedern zur PKK, Teil- 
nahme von Mitgliedern an Spendensamm- 
lungen für den kurdischen Befreiungskampf 
und mehrere Veranstaltungen mit PKK-Be- 
zug. 

Wieviel von diesen Spitzelberichten wohl 
an die türkischen Polizeistellen weitergereicht 
wurden? 


(Nach: Politische Berichte 18/98) 


Türkische Republik 
Wieder Massen- 


verhaftungen 


Gemeinsame Presseerklärung yon Regional- 
büro Friedenszug „Musa An ter“ Marano 
Flüchtlingshilve Bochum e.V., Internationale 


Menschenrechtsdelegation 1998 


Im Zuge der gewaltsamen Auflösung einer 
Menschenrechtskundgebung in Istanbul 
wurden am heutigen Samstag insgesamt fast 
180 Personen von der Polizei verhaftet. 

Jeden Samstag Mittag versammeln sich vor 
dem Galatasaray im Stadtteil Taksim seit 173 
Wochen die sogenannten „Samstagsmütter“, 
Angehörige von Menschen, die in Polizeihaft 
‚sterschm der sind. Sie fordern seit Jahren 
mit friedlichen Mitteln die Aufklärung der an 
ihren „verschwundenen“ Verwandten began- 
genen Verbrechen. 

In den vergangenen Monaten kam es im- 
mer wieder zu Übergriffen von Polizeieinhei- 
ten gegen die „Samstagsmütter“. Am heuti- 
gen lag wurde die Kundgebung vollständig 
verhindert. Zeitgleich umzingelten Polizei- 
einheiten um 12.45 Uhr den türkischen Men- 
schenrechtsverein IHD und nahmen sämtli- 
che Personen fest, die das Gebäude verlassen 
wollten. Dabei kam es zu 127 namentlich be- 
kannten Verhaftungen. Um 15 Uhr Ortszeit 
wurden Büros des Vereines von der Polizei be- 
setzt und nach Angaben aus Istanbul weitere 
Personen festgenommen. Seitdem ist die Te- 
lefonverbindung unterbrochen. Bei einer Ra- 
zzia in umliegenden Cafes kam es zusätzlich 
zu ca. 30 Verhaftungen durch die Polizei. 

Unter den Inhaftierten befinden sich u.a. 
Emine Ocak, Hanife Yildiz und Mürüvet Oz- 
gen, deren Angehörige als „verschwunden“ 
gelten. Auch die beiden Vizevorsitzenden des 
IHD, die AnwältInnen Eren Keskin und Os- 
man Baydemir wurden festgenommen. Der 
Vorsitzende des IHD-Istanbul, Ercan Kanar 
wurde ebenso verhaftet, wie seine Stellvertre- 
terin Zeynep Baran und die Vereinsmitglieder 
Leyla Kaya, Mukaddes Samiloglu, Cemile Sa- 
hin, Nese Özen, Esra Akkaya, Muteber Yildi- 
rim, Alev Cevik, Safi Ekinci, Ismail Sarioglu, 
Leman Yurtsever. Der bekannte Sänger und 
Menschenrechtler Sanar Yurdatapan, die An- 
wältInnen Sedat Yüksel und Mercan Polat, die 
beiden österreichischen StaatsbürgerInnen 
Jürgen Stowasser und Nina Horacek, sowie 
zahlreiche Mitglieder der Parteien ODP (Par- 
tei für Freiheit und Solidarität) und der vom 
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Verbot bedrohten prokurdischen HADEP 
(Demokratische Volkspartei) befinden sich 
ebenfalls in Haft. 

Die Verhaftungen stehen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der für die kommende 
Woche geplanten Friedenskarawane, zu der 
der Menschenrechtsverein aufruft. Die Kara- 
wane soll am 31.8. Istanbul verlassen und am 
1.9., dem internationalen Antikriegstag in 
Diyarbakir eintreffen. Mit dieser Aktion wol- 
len KünstlerInnnen, Intelektuelle und Men- 
schenrechtsaktivistInnen aus dem ganzen 

Land die Beendigung des Krieges in den kur- 
dischen Provinzen einfordern. 


Das Hamburger Komitee berichtet von weite- 
ren Verhaftungen bei der Friedenskarawane: 

„Weitere 220 Personen, die sich an einem 
I'riedenskonvoi anläßlich des Antikriegstages 
am ]. September von Istanbul nach Diyar- 
bakir in Kurdistan beteiligen wollten, wurden 
am Montag, den 31.8.98, verh aftet. Bereits 
auf dem Istanbuler Busbahnhof wurden sie 
von Polizeikräften eingekreist, gewaltsam aus 
den Bussen geholt und in Folizeitahrzeugen 
zur Polizeistation VATAN‘ gebracht, die für 
systematische Mißhandlungen bekannt ist. 
Unter den Verhafteten befinden sich ... Ver- 
treterInnen verschiedener Parteien, Gewerk 
schaften und Organisationen, die unter dem 
Motto „Wann, wenn nicht jetzt?“ zu der Frie- 
densfahrt aufgerufen hatten. Die Organisato- 
rinnen des Konvois begrüßten die Friedensi- 
nitiative des Vorsitzenden der Kurdischen Ar- 
beiterpartei PKK, Abdullah Ocalan. Dieser 
hatte der türkischen Regierung eine bedin- 
gungslose Waffenruhe vorgeschlagen, die am 
Antikriegstag in Kraft treten und mindestens 
bis zu den vorgezogenen Parlamentswahlen 
im April 99 andauern sollte. Das Ziel sei es, 
so Öcalan, mit der Regierung in Ankara zu 
Vi erhandlungen über eine friedliche Lösung 
des Kurdistan-Konfliktes zu kommen. 

Die Antwort der türkischen Regierung auf 
die Friedensinitiative sind die oben geschil- 
derten Mißhandlungen und Festnahmen. 
Trotz dieser Reaktionen des türkischen Staa- 
tes hält die PKK an ciner einseitigen Waffen- 
ruhe fest.“ 


Indonesien 


Seit 30 Jahren in der 
Todeszelle 


Indonesiens Regierung hat am 18.8. neben 70 
anderen politischen Gefangenen auch drei 
Kommunisten amnestiert. Anlaß war der 53. 
Jahrestag der Unabhängigkeit (Indonesien 
war niederländische Kolonie - Red.). Die drei 
saßen seit 1965 bzw. 1967 ein und waren zu 
lebenslangen Freiheitsstrafen verurteilt wor- 
den. Dutzende weitere politische Gefangene 
bleiben allerdings in Haft. Darunter auch 
zehn Kommunisten bzw. vermeintliche Kom- 
munisten, die alle seit den 60er oder frühen 
/Vern inhaftiert sind. Drei von ihnen, Asep 


Suryaman, 69, Sergeant I. Bungkus, 67, und 


Nataneal Marsudi, 67, sitzen bereits seit 23, 
27 und 30 Jahren in der 'Todeszelle. Alle drei 
im Cipinang Gefängnis in Jakarta. 

Menschenrechtsgruppen wie die indonesi- 
sche Organisation Tabol weisen auf diese be- 
sondere Form der Grausamkeit hin, Gefange- 
ne über einen so langen Zeitraum in Unge- 
wißheit leben zu lassen. Das Suharto-Regime 
hat zwischen 1985 und 1990 insgesamt 22 po- 
litische Gefangene hingerichtet, die bereits 20 
Jahre oder länger inhaftiert waren. 

1990 wurde sechs weiteren 'Todeskandida- 
ten mitgeteilt, daß ihre Hinrichtung bevor- 
stehe. Aufgrund internationalen Drucks und 
einer Intervention der niederländischen Re- 
gierung wurde davon schließlich Abstand ge- 
nommen. Zwei sind seitdem im Gefängnis 
gestorben. Seargeant Bungkus wurde im Juli 
‘95 mitgeteilt, daß sein Gnadengesuch abge- 
lehnt worden sei und seine I linrichtung nun- 
mehr bevorstehe. Seitdem hängt das Damo- 
klesschwert über seinem Kopf. 

Die jetzt Freigelassenen gehörten zu den 
über 500.000, die nach Angaben von amnesty 
international nach Suhartos blutigem Mi- 
litärputsch im Oktober 1965 verhaftet wur- 
den. Nur ein Bruchteil wurde je vor Gericht 
gestellt, doch alle Freigelassenen oder später 
Amnestierten bekamen einen Eintrag in den 
Personalausweis, der sie und z. T. auch ihre Fa- 
milienangehörigen vom Wahlrecht und einer 
Reihe von Berufen ausschloß. Nach Regie- 
rungsangaben waren es 1992 noch über 
30.000 Menschen. Der65er Militärputsch Su- 
hartos, der die damals weltweit drittgrößte 
kommunistische Partei ausschalten und die 
antiimperialistische Regierung Sukarnos ab- 
lösen sollte, war seinerzeit mit Hilfe des US- 
Geheimdienstes CIA vorbereitet worden. Er 
gehört zu den blutigsten dieses Jahrhunderts: 
Nach verschiedenen Angaben fielen eine hal- 
be bis zwei Millionen Menschen dem Terror 
des Militärs und paramilitärischer Gruppen 
zum Opfer. 

Seit Ende Mai hat Indonesiens neue Re- 
gierung, die vorgibt, das Land demokratisie- 
ren zu wollen, bereits mehrere Amnestien er- 
lassen, allerdings wurden bisher 65er aus- 
drücklich ausgenommen. Neben den Lang- 
zeitgefangenen sitzen noch einige Dutzend 
in den 80ern und ern verhafteter Opposi- 
tioneller in den Gefängnissen, darunter v.a. 
solche, die in Osttimor, Westpapua und auf 
Nordsumatra (Aceh) für Unabhängigkeit 
kämpfen. Der prominenteste unter ihnen ist 
Xanana Gusmao, Führer des osttimoresi- 
schen Widerstandes. Seine Freilassung ist ei- 
ne der zentralen Forderung der Osttimoresen 
und war allgemein erwartet worden, da die Re- 
gierung sich um eine Eintschärfung des Kon- 
Hikts bemüht. Präsident Habibie ließ sich je- 
doch nur zu einer symbolischen Verkürzung 
der 20jährigen Haftstrafe Gusmaos herab. 
Sechs ebenfalls zu langjährigen Haftstrafen 
verurteilten Mitgliedern der links-sozialde- 
mokratischen PRD wurde jeweils ein Monat 
erlassen. 


(wop, aus: LinX, 18/98) 


Mexiko / Chiapas 


Hungerstreik der politischen Gefangenen im 
Knast Cerro Heuco 


Am 1. August haben 83 mit der EZLN sym- 
pathisierende indianische Gefangene in zwei 
Haftanstalten in Chiapas einen „abgestuften“ 
Hungerstreik begonnen, um von der Regie- 
rung ihre bedingungslose Freilassung und die 
Erfüllung der Abkommen von San Andres zu 
verlangen. Als Ausdruck der Solidarität mit 
den hungerstreikenden Gefangenen hat die 
Hilfskarawane „Treffen der Rebellen“ am 3. 
August eine Kundgebung vor Cerro Hueco 
abgehalten. Die 700 Personen umfassende 
Hilfskawarane setzte darauf ihren Weg in die 
fünf Aguascalientes fort. Nachstehend folgt 
das Kommunique, in dem die Gefangenen 
den Hungerstreik ankündigen. 


Strafanstalt Cerro Hueco, 

Tuxtla Guitierrez, Chiapas 
An die lokalen, nationalen und internationa- 
len Kommunikationsmedien, 

An die nationale und internationale Zivilge- 
sellschaft, 

An alle Brüder und Schwestern, 

wir richten unser Wort an Euch, um Euch 
mitzuteilen, daß 

l. die bedingte Haftentlassung so unver- 
hofft kam, daß es keine Zeit gab, sie freudig 
zu erwarten: 

Würdig und gerecht gelangte in der Nacht 
zum Samstag die Freiheit zu Jesús Gómez Gó- 
mez, Chole und ehemaliger Präsident der 
Stimme von Cerro Hueco, der 1997 unter der 
Anklage des Besitzes von Feuerwaffen in die- 
ses Gefängnis eingesperrt wurde. 

Die Flügel der Nacht trugen unseren Com- 
pañero von der Haftanstalt Cerro Hueco zu 
seinem Geburtsort Sabanilla im Norden des 
Bundesstaates. Zwanzig Minuten vor Zwölf 
kamen die schwarz gekleideten Botschafter 
dieser großen, dicken und edelmütigen Dame 
mit dem Namen FREIHEIT zum Sitz der 
Stimme von Cerro Hueco. Die 
Wächter nahmen Jesús durch die 
dunklen Gänge des Gefängnisses 
mit, ohne ihm zu erlauben, sich 
von seinen 71 Zellengenossen zu f 
verabschieden. Obwohl er nur von 
wenigen verabschiedet werden 
konnte, sind wir viele, die wir uns 
über seine lange herbeigesehnte 
Freiheit freuen. £ 

Möge diese Lüftchen freiheitli- M 
cher würdiger Gerechtigkeit den ff 
Windstoß ankündigen, der die & 
Freilassung der politischen Gefan- 
genen und Geiseln bewirkt, die die 
Landesregierung im Cerro Hueco 
gefangen hält. 


Möge die Gerechtigkeit unseren Tag erhel- 
len, damit wir unseren Gang der Freiheit be- 
schreiten können. Wenn nicht, dann werden 

2. wir die Kraft aus unserem Widerstand 
ziehen 

Aus der Zona Norte Fraylesca, den Altos, 
dem Urwald Region Fronteriza, aus verschie- 
denen Gemeinden wie Sabanilla, Tila, Tum- 
bala, Palenque, Salto de Agua, Nicoläs Ruiz, 
La Concordia, Ocosingo, Las Margaritas, San 
Juan Cancuc, San Cristöbal, Chanal, Pantel- 
hó, El Bosque..., aus den Autonomen Ge- 
meinden Ricardo Flores Magón, Tierra y Li- 
bertad, San Juan de la Libertad und aus an- 
deren Bundesländern der Republik sind wir 
Bauern, Indigenen, Akademiker, Univer- 
sitätsmitglieder und Verteidiger der Men- 
schenrechte die politischen Gefangenen, die 
die mexikanische Regierung in der Haftan- 
stalt Cerro Hueco hier im südlichen und auf- 
ständischen Bundesstaat Chiapas als Geiseln 
festhält. 

Sie haben falsche Anklagen konstruiert, um 
unsere illegalen Verhaftungen zu rechtferti- 
gen, mit denen die Landesregierung unter Be- 
folgung strikter militärischer Befehle, die „Po- 
litik der Versöhnung“ fördern will, die in Bu- 
careli (Sitz des Innenministeriums) entwor- 
fen worden ist. 

Die Doppelzüngigkeit der Regierung wird 
am Konflikt zwischen der Nationalen Men- 
schenrechtskommission und der Bundesre- 
gierung deutlich. Unsere Recht auf die Frei- 
heit ist ein Spiel für die Landesbeamten, die 
den mit der „Freiheit“ auf Kaution „Begün- 
stigten“ von Taniperla zweideutige und ten- 
denziöse Botschaften mit aufden Weg gaben, 
anstatt die Anklagen wegen Raub und Sach- 
beschädigung fallenzulassen, so wie es die 
I"mpfehlungen der Nationalen Menschen- 
rechtskommission verlangen. 

Die Regierung versucht angesichts der Wi- 


FE GE ERS 


derstandsaktionen, die wir für den Monat Au- 
gust angekündigt haben, Verwirrung zu stif- 
ten. 

Am kommenden Sonntag werden wir die 
„Widerstandstage“ mit einem stufenweisen 
Hungerstreik beginnen, den wir bis Ende des 
Monats aufrechterhalten werden. 83 politi- 
sche Gefangene der Stimme von Cerro Hue- 
co werden das Essen verweigern (einige für 4 
Tage, andere für 7) um die gerechte und wür- 
dige bedingungslose Freilassung aller zu ver- 
langen, die aus politischen Gründen einge- 
sperrt sind. Wir bieten der Regierung damit 
eine Gelegenheit, ihren Willen zum Dialog 
und zur Entspannung unter Beweis zu stel- 
len, um den am 1. Januar 1994 in Chiapas aus- 
gebrochenen Konflikt zu lösen. Der Hunger 
nach Gerechtigkeit treibt uns zum Nah- 
rungsverzicht. Der Hunger nach Gerechtig- 
keit treibt uns zum Widerstand. 

Wir politischen Gefangen wollen nicht län- 
ger unserer Freiheit beraubt sein! 

Freiheit! Freiheit! Freiheit! 
Freiheit mit Gerechtigkeit und Würdel 

Es muh endlich Schluß sein mit dem Krieg, 
den die Regierung in unseren Dörfern und 
Gemeinschaften schürt. Überall, wo sie ihre 
Operationen durchgeführt haben, sind 
schwerbewaffnete Polizisten und Soldaten 
zurückgeblieben: sie hausen in unseren Häu- 
sern, sie betrinken sich auf den Straßen, sie 
zerstören unsere Traditionen, sie beschützen 
die Weißen Garden, die Paramilitärs und die 
Priisten und verfolgen und bedrohen gleich- 
zeitig die Sympathisanten der Zapatistas und 
die (angeblichen) Mitglieder der zapatisti- 
schen Unterstützungsbasis. 

Das ist der Krieg, dem die mexikanische Re- 
gierung ein Ende bereiten soll. 

Armee und Polizei raus aus unseren Häusern! 
Raus aus unseren Gemeinschaften! 

Sie sollen in ihre Kasernen zurückkehren! So- 
fortige Entmilitarisierung! 

Erfüllung der Abkommen von San Andres! 
Respektierung der Autonomen Gemeinden! 
Aufhebung der Haftbefehle! 

Entwaffnung der paramilitärischen Gruppen 
und Weißen Garden! Schluß mit dem Schutz 
dieser Mörder- und Söldnergruppen durch Mi- 
litär und Polizei! 

Schluß mit den illegalen Festnahmen! Schluß 
mit den politischen Geiselnahmen! 

Freiheit für die vermeintlichen Zapatistas und 
Mitglieder der Unterstützungsbasis! 
Aufhebung der falschen Anklagen! 

Freiheit mit Gerechtigkeit und Würde 
Hochachtungsvoll 

Die Stimme von Cerro Hueco 


(Aus: Land und Freiheit, Nr. 39, Sept. 98) 
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Chile 25 Jahre nach dem Putsch 


In den Prozessen gegen das Volk gibt es für die 
politischen Gefangenen keine Gerechtigkeit 


In den chilenischen Gefängnissen befinden 
sich zur Zeit um die hundert politische Ge- 
fangene unter Verschluß, die nach dem 11. 
März 1990 verhaftet wurden. 


Während der 17 Jahre Militärdiktatur bilde- 
te und festigte sich der institutionelle Rah- 
men, innerhalb dessen sich heutzutage das 
Leben in diesem Land abspielt; dieser garan- 
tiert nicht einmal die elementarsten Rechte 
für Menschen, die seiner Justiz unterworfen 
sind. 

Seit 1990 ist die gewählte Zivilregierung da- 
bei,aneinem legalen Rahmen zuarbeiten, der 
sich grundlegend von dem seit September 
1973 existierenden unterscheiden sollte. 
Dem Kongreß wurden diverse Gesetzesent- 
würfe vorgelegt, die die Praxis der Men- 
schenrechtsverletzungen einschränken soll- 
ten und „die persönlichen Rechte des einzel- 
nen in verbesserter Form, vor allem auch als 
Garantie in laufenden Prozessen, womit die 
interne Gesetzgebung den internationalen 
Vereinbarungen über Menschenrechte ange- 
paßt würde“, wiederherstellen sollte. Aller- 
dings erweiterte die neue Gesetzgebung cher 
die Machtbefugnisse, die in den repressiven 
Gesetzen der Diktatur vorgesehen waren. 
Zum Beispiel wurde die Todesstrafe nicht ab- 
geschafft, die Strafbestimmungen für eine 
Reihe von Delikten wurden erhöht, und die 
Anwendungsverfahren der Gesetze zur Inne- 
ren Sicherheit und der 'lerrorismusgesetze 
wurden nicht wesentlich eingeschränkt. 
Ebensowenig wurden die Zuständigkeiten 
der Militärtribunale modifiziert, son- 
dern ihre Befugnisse wurden beibe- 
halten, mit der Berechtigung, über Zi- 
vilpersonen urteilen zu können, wenn 
die angeblichen Taten nach dem 
März 1990 begangen wurden. 

Insofern gibt es bei Menschen, die 
aus politischen Gründen angeklagt 
sind, keine Garantie auf ein gerechtes 
und angemessenes Verfahren, so wie 
esininternationalen Abkommen über 
Menschenrechte verlangt wird, und 
sie werden aufder Grundlage von Spe- 
zialgesetzen verurteilt, die Verfah- 
rensweisen beinhalten, in denen das 
Recht auf Verteidigung eingeschränkt 
wird. 

Wie kann man den prozessualen 
Umgang mit politischen Gefangenen 
in Chile zusammentassen? 

1. Alle wurden bei ihrer Verhaftung kë 
einer grausamen, 


terworfen. Das Gesetz erlaubt es den Polizei- 
behörden, die Festgenommenen im Falle von 
gewöhnlichen Delikten bis zu fünf lagen, im 
Falle von Anklagen wegen lerrorismus sogar 
bis zu zehn Tagen in Polizeigewahrsam zu be- 
halten, ohne Möglichkeit zur Kommunikati- 
on mit der Außenwelt. In diesem Zeitraum 
verhören sie die Gefangenen ohne jede Kon- 
trolle durch die Justizbehörden. Der Gefan- 
gene hat zwar das Recht auf einen täglichen 
Anwaltsbesuch von einer halben Stunde, je- 
doch wird ihm dieses in den meisten Fällen 
verweigert. 

2. Im allgemeinen verfügen die Familien 
der Festgenommenen nicht über genügend fi- 
nanzielle Mittel, um einen Vertrauensanwalt 
bezahlen zu können. Die Gesellschaft für 
Rechtsbeihilfe - eine staatliche Einrichtung - 
stellt ihnen einen Rechtsbeistand, aber die 
politischen Gefangenen Ichnen das ab, weil 
es nicht effektiv ist. Dieser Mangel an juristi- 
scher Verteidigung wurde in den Jahren nach 
1990 noch gravierender, weil viele Institutio- 
nen, die diese Aufgabe während der Militär- 
diktatur übernommen haben, die Verteidi- 
gung in solchen Fällen nicht übernehmen. 

3. Die politischen Gefangenen sind Opfer 
eines Rechtssystems, das inquisitorischen 
Charakter hat und die Garantien eines ord- 
nungsgemäßen Prozesses mißachtet. Der Ar- 
tikel 15 des Gesetzes 18.314, der besagt, dab 
die Anklageschrikten der Personen, die vor Ge- 
richt erscheinen müssen, vertraulich bleiben, 
ist ein Eingriff in das Recht auf Verteidigung. 

4. Die Gefangenen, die aus politischen 


unmenschlichen Enz Sahiha e Menschen, die unter der Diktatur „verschwanden“, waffen“. 


und erniedrigenden Behandlung un- ist nach wie vor ungeklärt 
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Gründen in Haft sind, kommen nur höchst 
selten in den „Genuß“ einer Haftentlassung 
auf Bewährung oder anderen Hafterleichte- 
rungsmaßnahmen, wenn sie über die Hälfte 
der Strate abgesessen haben - nur weil sie auf- 
srund des Gesetzes Nr. 18.314 verurteilt sind, 
und ohne die Ergebnisse einer entsprechen- 
den Untersuchung zu beachten. In diesen 
Verfahren, in denen es um die Erlassung der 
Reststrafe auf Bewährung geht, muß außer 
der Zustimmung des zuständigen Richters 
auch die einstimmige Zustimmung aller Mit- 
glieder eines Senates des Berufungsgerichts 
erlangt werden, welches so gut wie unmöglich 
ist. 

5. Ebenso wird das Prinzip der Unschulds- 
vermutung verletzt, welches in der Verfassung 
festgeschrieben ist und auch in zahlreichen 
internationalen Richtlinien, die auch für Chi- 
le gültig sind, steht. In der Konsequenz ist es 
so, daß sich die Präventivhaft in eine Vorweg- 
nahme einer Verurteilung als schuldig ver- 
wandelt. Bei der langen Dauer, die die Straf- 
prozesse haben, bedeutet das in der Praxis ei- 
ne Vorwegnahme der Strafe und beschneidet 
das Prinzip der Unschuldsvermutung, das da- 
zu da ist, die Angeklagten zu schützen. 

6. Die politischen Gefangenen werden nach 
dem Gesetz 18.314 abgeurteilt, obwohl die 
gültige Rechtsprechung verschiedene Verfah- 
ren kennt, die die Bildung von bewaffneten 
Gruppen oder Milizen sanktioniert: Das Ge- 
setz 12.927 bestraft den Angriff auf die recht- 
mäßige Ordnung, das Gesetz 18.314 bestraft 
verbotene Verbindungen, die als terroristisch 

eingestuft werden, und das 
| Gesetz 17.798 über die Kon- 
trolle von Waffen und Explo- 
sivstoffen bestraft Milizen 
i oder kämpfende Gruppen, 
| wenn sie Waffen haben, die 
unter dieses Gesetz fallen. 

7. Die politischen Gefange- 
| nen werden mehrmals wegen 
| ein und derselben Straftat 
2 oder Deliktes vor Gericht ge- 

| stellt und verurteilt. Gleich- 
zeitig zu den offenen Prozes- 
sen bei der zivilen Gerichts- 
| barkeit werden auf nicht 
statthafte Art und Weise Pro- 
4 zesse durch die Militärjustiz 
| eröffnet wegen „Bildung ei- 
ner bewaffneten Kampf- 
Gruppe“ oder wegen „Besitz 
und Gebrauch von Kriegs- 
Damit wird eine 


doppelte Gerichtsbarkeit 


hergestellt wegen ein und desselben Straftat- 
bestandes und ohne daß eines der beiden Tri- 
bunale seine Zuständigkeit zugunsten des an- 
deren zurückstellen würde. So wird sowohl das 
Prinzip des „non bis in idem“ (Nicht zweimal 
für dasselbe - Red.) verletzt sowie auch juri- 
stische Garantien, festgelegt in internationa- 
len Abkommen, die auch von Chile ratifiziert 
wurden. 

Bis zum Militärputsch von 1973 kannte die 
Militärgerichtsbarkeit nur Fälle von Delikten, 
die von Angehörigen des Militärs begangen 
wurden. Danach waren die meisten Fälle, die 
vor Militärgerichten verhandelt wurden, Ver- 
fahren mit politischem Hintergrund, und be- 
troffen waren Zivilpersonen. Außerdem setz- 
ten sich die Militärtribunale ausschließlich 
aus Uniformierten sowie Zivilpersonen, die 
beim Heer angestellt sind, zusammen, und in 
den Prozessen, die sie durchführen, kommt 
insbesondere das Gesetz 17.798 über die Kon- 
trolle von Waffen zur Anwendung. Die Kon- 
sequenz ist, dab die Strafen, die gegen die po- 
litischen Gefangenen vor Militärgerichten 
verhängt werden, wegen der Willkür in den 
Prozessen und der erwähnten Irregularitäten 
übermäßig sind. In vielen Fällen werden le- 
benslange Haftstrafen oder die Todesstrafe 
gefordert. 


Freiheit für 
Patricio Ortiz 
Im September sind es 25 Jahre her seit dem 
Beginn der Ara Pinochetin Chileund ein Jahr 
Gefängnis seit der Inhaftierung Patricio Or- 
| tiz (in der Schweiz - Red.). Wir, das „Komi- 
tee Freiheit für Patricio Ortiz“ in der 
Schweiz, haben für diesen Monat verschie- 
dene Aktionen zusammengestellt, welche 
wir euch mitteilen möchten. Wir möchten 
euch auch einladen, daran teilzunehmen. 

Die Aktionen beginnen am 4. September 
mit dem Besuch von Euro-Parlamenterier- 
Innen und Schweizer ParlamentarierInnen. 
Sie werden am Morgen Patricio Ortiz im Ge- 
fängnis von Dielsdorf besuchen. Am Nach- 
mittag wird es ein Treffen mit Schweizer Re- 
gierungsmitgliedern in Bern geben. Es wird 
informiert und die Freiheit von Patricio ver- 
langt. Anschließend gibt es eine Pressckon- 
ferenz. 

Am 12. September wird es eine überregio- 
nale Demonstration in Bern geben. An die- 
ser Demonstration soll einmal mehr die so- 
fortige Preilassung von Patricio gefordert 
werden. Außerdem soll an diesem Tag an die 
25jährige Gewaltherrschaft von Pinochet 
und an die Menschenrechtsverletzungen in 
Chile erinnert werden. 

Wir rufen alle Komitees und Einzelperso- 
nen, die diese Kampagne unterstützen, da- 
zu auf, am Aktionstag vom 4. September ak- 
tiv teilzunehmen, z.B. durch Kundgebungen 
vor Schweizer Botschaften, Briefschreiben 
oder andere Aktivitäten. 

Komitee „Freiheit für Patricio Ortiz“ 


5. Um einen Straferlaß zu beantragen, was 
in verschiedenen Abstufungen möglich wäre, 
wird den politischen Gefangenen das Gesetz 
der „ausgleichenden Anzeige“ angeboten. 
Das bedeutet, Informationen zu geben, die 
zur Festnahme von anderen Personen und der 
Zerschlagung von deren Organisationsstruk- 
turen führen, was natürlich moralisch ver- 
werllich ist. 

9. Die Mehrzahl der politischen Gefange- 
nen in Untersuchungs- und Strafhaft befin- 
det sich in einem Hochsicherheitsgefängnis 
in Santiago (Carcel de Alta Seguridad - CAS), 
wo sie einem sehr strengen Gefängnisregime 
unterworfen sind, das ihnen nicht nur die 
Freiheit nimmt, sondern auch ihre politische 
Haltung bestrafen will und versucht, sie phy- 
sisch und psychisch zugrunde zu richten. 

Das CAS - das einzige seiner Art in Chile - 
wurde 1993 von der ersten zivilen Regierung 
nach der Diktatur gebaut. An seiner Planung 
beteiligten sich Experten aus verschiedenen 
Ländern Europas, die alle über große Erfah- 
rung auf diesem Gebiet verfügten. 

Vor vier Jahren und vier Monaten (ab dem 
20. Februar 1994) wurden um die hundert po- 
litische Gefangene aus zwei anderen Gefäng- 
nissen in Santiago und Umgebung in das CAS 
verlegt. Zur Zeit befinden sich dort insgesamt 
73 politische Gefangene, die meisten von ih- 
nen in Untersuchungshaft. Ungefähr zehn 
politische Gefangene wurden in Gefängnisse 
in der Provinz verlegt. Außerdem befinden 
sich zwölf Frauen als politische Gefangene in 
einer speziellen Hochsicherheitsabteilung 
des Frauengefängnisses (Centro de Orienta- 
ción Feminina - COF) in Santiago und drei 
in Gefängnissen der Provinz. 

Die Verlegung der politischen Gefangenen 
in das CAS wurde von der Regierung der „con- 
certaciön“ angeordnet, zum einen, um eine 
erneute Flucht wie die von 50 politischen Ge- 
fangenen im Januar 1990 zu verhindern, und 
zum anderen, um der Kritik von verschiede- 
nen Seiten (vor allem des Militärs, des Justiz- 
apparates und von hohen Wirtschaftskreisen) 
zu entgegen, daß zu nachsichtig mit den „Ex- 
tremisten“ umgegangen würde. Außerdem 
forderten die politische Situation und die 
Umstände, unter denen das neoliberale Wirt- 
schaftsmodell vorangetrieben wurde, von der 
Regierung eine harte Politik der „inneren Si- 
cherheit“, bei der es zu zahlreichen Fxeku- 
tionen und Folterungen kam. Trotzdem ge- 
lang es am 30. Dezember 1996 vier Militan- 
ten der Frente Patriótico Manuel Rodriguez 
(FPMR), mit Hilfe eines Hubschraubers zu 
fliehen. Seitdem sind die kleinen Höfe des 
CAS mit einem Metallgitter bedeckt. 

Sowohl die materielle Struktur dieses Ge- 
fängnisbereichs als auch die Regeln, nach de- 
nen er funktioniert, sind von einer besonde- 
ren Härte. Da die politischen Gefangenen als 
besonders gefährliche Terroristen eingestuft 
werden, ist der innere Ablauf des Gefängnis- 
ses, seine strikte Absonderung der Gefange- 
nen und seine drakonische Disziplin darauf 
ausgerichtet, mit der größtmöglichen Effizi- 
enz zu überwachen, zu isolieren und zu be- 
strafen. Das CAS befindet sich im südlichen 


Teil des Zentrums der Hauptstadt, und die 
Anzahl der Gefängniswärter ist doppelt so 
hoch wie die der Gefangenen. Obwohl ihre 
einzige Aufgabe ist, die Gefangenen zu be- 
wachen, verhalten sie sich autoritär, mißbrau- 
chen ihre Machtposition und setzen die Ge- 
fangenen permanent emiedrigenden Be- 
handlungen und Prügeleien aus. Indem CAS 
wurden ausgeklügelte Kontrollsysteme instal- 
liert, mit Kameras, Türen mit Klektrosenso- 
ren und bis hin zu Mikrophonen und ande- 
rem Gerät in den Zellen, das von den Gefan- 
genen selber entdeckt und denunziert wurde. 
Durch langwierige und leidvolle Hunger- 
streiks und die Mobilisierung der Familien- 
angehörigen und Freunde konnten die politi- 
schen Gefangenen einige „Privilegien“ durch- 
setzen: Sie können jetzt einen körperlichen 
Kontakt mit ihren Familienangehörigen beim 
Besuch haben, der zweimal im Monat statt- 
findet und zu dem nur fünf direkte Famili- 
enangehörige zugelassen sind. 


/.usammenfassung 

Wie Alberto Espinoza - ein Rechtsanwalt 
und führender Spezialist auf dem Gebiet der 
Menschenrechte - feststellt und gerade in ei- 
nem Brief an die Chilenische Menschen- 
rechtskommission geschrieben hat, erfordert 
das Problem der politischen Gefangenen in 
erster Linie den politischen Willen der Re- 
gierung, um gesetzliche Modifizierungen zu 
schaften, die den Gefangenen ihren Weg in 
die Freiheit erleichtern würden. Wie dieser 
Rechtsanwalt sagt, kann die Erfahrung der 
Regierung der „concertaciön“, die mit den 
„Leyes Cumplido“ Haftstrafen durch Ver- 
bannung ersetzte, ein nachahmenswertes 
Beispiel sein. Dieses steht aber nicht im Ge- 
gensatz dazu, daß von jetzt an administrative 
Maßnahmen von seiten der Exekutive einge- 
leitet werden, wie zum Beispiel eine bessere 
Behandlung im Gefängnis sowie Hafterleich- 
terungen und Straferlasse. 

Die De-facto-Straffreiheit für Menschen- 
rechtsverletzungen, die während der Diktatur 
begangen wurden, die diese selbst durch das 
Amnestiegesetz von 1978 institutionalisiert 
hat, behindert die Suche nach einer umfas- 
senden Lösung des Problems der Menschen- 
rechte in Chile; das heißt eine Lösung, die er- 
möglichen würde, das Schicksal der ver- 
schwundenen Verhafteten zu klären und die- 
jenigen vor Gericht zu stellen, die für Folte- 
rungen und Ermordungen von Gefangenen 
während der Diktatur verantwortlich sind. Bis 
heute haben die Nachfolgeregierungen der 
Regierung der „concertaciön“, anstatt die Ge- 
rechtigkeit und die Wahrheit zu fördern, das 
Vergessen und die Immunität gefördert und 
ein Gefängnis speziell für politische Gefan- 
gene, die den Kampf gegen die Diktatur ge- 
führt haben, gebaut. 

Die Forderungen der chilenischen Gesell- 
schaft in bezug auf die Menschenrechte so- 
wie die sozialen, politischen, kulturellen, eth- 
nischen und sonstigen Forderungen sind nach 
wie vor unerfüllt. 

RFAPPO/Santiago — Gruppe für die Freiheit 


der politischen Gefangenen 
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ie haben Kapuzen über ihre Köpfe ge- 

stülpt wie Scharfrichter. Zwischen ih- 

nen und den Angeklagten befindet 
sich eine halbverspiegelte Glasscheibe, und 
Mikrofone verzerren ihre Stimmen, damit 
sie auch wirklich nicht identifiziert werden 
können: Die „Richter ohne Gesicht“, wie sie 
auch genannt werden, ziehen in ein oder 
zwei lagen Schnellverhandlungen durch, 
bei denen es keine Möglichkeit zur Vertei- 
digung gibt und die fast immer mit hohen 
Strafen enden. 

„Angeklagte beschrieben die Richter spä- 
ter als von ihrer Statur her massiv - alles an- 
dere als Schreibtischarbeit gewöhnte Juri- 
sten“, sagt Ada Beraún. „Sie vermuten, daß 
es sich um Militärs handelt.“ Ada Beraún ist 
die Frau von Isaac Velazco, dem Europaver- 
treter der MRTA aus Peru, sie ist Mitarbei- 
terin einer peruanischen ensckenssrhts- 
organisation und berichtete in Hamburgauf 
einer Veranstaltung der Roten Hilfe von der 
Situation der politischen Gefangenen in Pe- 
ru. 

Zunehmend sprächen solche gesichts- 
und stimmlosen Richter nicht nur in politi- 
schen, sondern auch in „normalen“ Verfah- 
ren „Recht“, füllten sich die Gefängnisse 
massenweise mit Vertreterinnen demokra- 
tischer Basisorganisationen und mit sozia- 
len Gefangenen. Nicht wenige der Ange- 
klagten „verschwinden“ einfach und werden 
nie mehr gesehen. Eine Politik der brutalen 
Repression nicht nur gegen ideologische 
Kritiker und Gegner des Fujimori-Regimes 
also, sondern auch als Reaktion des neoli- 
beralen Staates auf Armut und soziale Re- 
pression. Selbst internationale Proteste hät- 
ten bislang nur wenig bewirkt. Aber, so Ada 
Beraün, sie seien dennoch eine der wichtig- 
sten Möglichkeiten, die Menschenrechtsor- 
ganisationen zu stärken und das Regime zu- 
mindest zu kleineren Zugeständnissen zu 
zwingen. 

So sei eine Lehrerin, die wegen angebli- 
cher Mitgliedschaft im „Leuchtenden 
Pfad“ zu 20 Jahren Haft verurteilt und im 
Gefängnis gefoltert und vergewaltigt wor- 
den war, infolge eines Spruches des Men- 
schenrechtsgerichtshofs der Organisation 
amerikanischer Staaten (OAS) freigckom- 
men, weil sie nachweisen konnte, daß die 
Anklage falsch war. 

Oder der Fall von Victor Polay Campos. Er 
habe nie seine Mitgliedschaft in der MRTA 
bestritten und sei auch immer bereit gewe- 
sen, die Konsequenzen dafür zu tragen. Aber: 

i verlange einen fairen Prozeß, den ihm das 
Fujimori- -Regime bis heute verweigert. 
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Peru 


Richter ohne Gesicht 


Nachdem der UNO-Menschenrechtsaus- 
schuß die Fingabe bezüglich Victor Polay 
fünf Jahre lang unbearbeitet ließ, ist er nun 
ebenfalls zu dem Ergebnis gekommen, daß 
Polays Verfahren vor "Richtern dme Ge- 
sicht“ und seine brutalen und entwürdi- 
senden Haftbedingungen gegen die Men- 
schenrechte verstoßen. Die UNO forderte 
deshalb schon im vergangenen November, 
Polay entweder sofort freizulassen oder ihm 
eben einen fairen Prozeß zu machen. Der 
diesbezügliche Beschluß des UNO-Men- 
schenrechtsausschusses ist übrigens bei der 
Roten Hilfe Hamburg in deutscher Über- 
setzung zu haben. Und in München gibt es 
eine Gruppe, die zusätzlich in Sachen Vic- 
tor Polay Druck machen will. (Auch sie kann 
über die Rote Hilfe Hamburg kontaktiert 
werden.) 

Die Frage der Menschenrechte in Peru hat 
nicht zuletzt durch die Verurteilung von sie- 
ben Chilenen und einer US-Amerikanerin - 
wegen Landesverrates (!) - in den letzten 
Jahren zunehmend internationale Auf- 
merksamkeit erfahren. In den USA sorgen 

“inzelpersonen wie Menschenrechtsorga- 
nisationen für Öffentlichkeit bezüglich der 
Situation von Angeklagten und Gefange- 
nen in Peru - und damit auch für verstärk- 


Victor Polay (1989) 
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ten Öffentlichen Druck. Amnesty interna- 
tional zählt Peru zu den lateinamerikani- 
schen Ländern mit den meisten Men- 
schenrechtsverletzungen (was die Regie- 
rung 1979 überhaupt nicht davon abhalten 
konnte, die Allgemeine Erklärung der Men- 
schemsechte zu unterschreiben - übrigens 
zwei Jahre nach Chile.) Als Reaktion in: die 
Einschätzung von ai erklärte das Fujimori- 
Regime die internationale Menschen- 
rechtsorganisation kurzerhand selbst zu ei- 
ner „terroristischen“. 

Institutionen wie die UNO oder die OAS 
könnte das Regime jedoch nicht so einfach 
als „terroristisch“ abtun, meinte Ada Be- 
raún. Diese verurteilten aber nicht nur die 
Prozesse mit „Richtern ohne Gesicht“, son- 
dern auch das ‚Verschwindenlassen“ und die 
Situation in den Gefängnissen - insbeson- 
dere indenen mit Te an. In der Pres- 
se sind sie als die „Gräber für Lebende“ be- 
kannt. Hinter teilweise 70cm dicken Mau- 
ern werden z.B. aufeiner Militärbasis sieben 
politische Gefangene unter absolut unvor- 
stellbar brutalen Bedingungen festgehalten. 
Völlig isoliert von der Außenwelt und un- 
tereinander „dürfen“ sie 30 Minuten am lag 
Hofgang machen - einzeln. Das ist alles, was 
sie tun dürfen. 

In einem anderen Knast, der 4.100m hoch 
liegt, haben die Zellen lediglich Gitter vor 
scheibenlosen Fenstern. Die Kälte ist be- 
stialisch, praktisch alle Gefangenen haben 
Erkrankungen, die Folge von Zugluft und 
Unterkühlung sind. Mehrere Inhaftierte 
sind in ihren Zellen ertroren. Es gäbe, so Ada 
Beraún, nunmehr eine Kampagne für die 
Abschaffung dieser Spezialknäste. Dabei 
müsse sich jede/r klarmachen, daß jegliche 
Kritik in Peru dazu führen kann, daß die Kri- 
tikerInnen selbst in diesen Knästen landen. 

Und selbst in Deutschland werden Men- 
schenrechtsaktivistInnen von Peru aus be- 
droht. Ada Beraún erhielt in der Vergan- 
senheit mehrmals schriftliche "Todesdro- 
hungen der berüchtigten peruanischen 'lo- 
desschwadron Colina. 

Die Rote Hilfe Hamburg ist zu erreichen über 
Postfach 306 302, 20329 Hamburg, oder Fax 
(0 40) 4 39 08 12 


vorbehalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das An- 
gehörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, bis es 
dem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nah- 
me“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. 
Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich aus- 
gehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurückzuschicken. Spendenkonto 
der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, Landesgirokas- 
se Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454 194. Re- 
daktionsschluß für Nr.211: So, 27.9.98 


16 


